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Liebe Leserin,
lieber Leser,

eine der Stärken der gesetzlichen Unfallversicherung 
liegt darin, die nötigen Veränderungen immer recht-
zeitig angeschoben zu haben. Ein Beispiel hierfür 
sind die Änderungen im Heilverfahren, die wir vor 
dem Hintergrund des Wandels im Gesundheitswesen 
vornehmen. Als Reaktion auf den stärkeren Wettbe-
werb der Leistungserbringer untereinander, arbeitet 
auch die gesetzliche Unfallversicherung daran, die 
Heilbehandlung nach einem Arbeitsunfall noch ziel-
genauer zu gestalten. So wollen wir im ambulanten 
Bereich die Qualifi kation unserer D-Ärzte weiter ver-
bessern. Im stationären Bereich wollen wir die Chan-
cen verstärkt nutzen, die uns die fortschreitende Spe-
zialisierung der Krankenhäuser bietet. Das Ziel dieser 
Maßnahmen: Jeder Verletzte soll schnell und hoch-
qualitativ die für ihn beste Behandlung erhalten. 

Heilung ist aber nur ein Aspekt einer gelungenen Rehabilitation. Wichtig ist nach 
einem Unfall oder langer Krankheit auch die Rückkehr in den Beruf. Nicht nur in 
der Unfallversicherung. Unser Know-how auf diesem Feld bringen wir schon seit 

Jahren in die Beratung der Arbeitgeber ein, wo es um das 
betriebliches Eingliederungsmanagement geht – dem wir 
diese Ausgabe widmen. Berufsgenossenschaften und Un-
fallkassen machen hier mit dem Disability Management ein 
Angebot, das direkt an der Schnittstelle ihrer Hauptkompe-
tenzen liegt: Prävention und Rehabilitation. Beide Themen 

werden international mit wachsendem Interesse verfolgt. Expertentreff en wie das 
International Forum on Disability Management im September in Los Angeles haben 
sich fest etabliert. Ich bin mir sicher: Das gesellschaftliche Interesse an der Erhaltung 
der Arbeitskraft wird weiter zunehmen. Es ist gut zu wissen, dass die Unfallversiche-
rung mit ihren Angeboten hier vorn dabei ist.

Mit den besten Grüßen
Ihr

Dr. Joachim Breuer
Hauptgeschäftsführer der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung

„Das gesellschaftliche Interesse 
an der Erhaltung der Arbeitskraft 
wird weiter zunehmen.“
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Leitfaden zur Ermittlung von Berufskrankheiten
Aromatische Amine am Arbeitsplatz sind 
nach Asbest und ionisierender Strahlung 
die dritthäufi gste Ursache für berufl ich 
verursachte Krebserkrankungen. Allein 
2008 gab es 115 neue anerkannte Fälle. 
Eine umfassende Sammlung von Hilfen 
und Informationen rund um das kompli-
zierte Ermittlungsverfahren zur Berufs-
krankheit (BK) „Aromatische Amine“ 
(BK 1301) haben die Unfallversicherungs-
träger und das Institut für Arbeitsschutz 
der Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-

cherung (IFA) zusammengetragen. Der 
Report richtet sich an BK-Ermittler der 
Unfallversicherungsträger, aber auch an 
Gutachter, Arbeitsmediziner und andere 
Personengruppen, die sich mit dem The-
ma Berufskrankheiten befassen. Im Re-
port „Aromatische Amine“ ist alles auf-
geführt, was für die BK-Ermittlung von 
Nutzen sein kann: Identifi zierungshilfen, 
Angaben zu chemischen und physikali-
schen Eigenschaften, besondere Hinwei-
se zu Azofarbstoff en, die sich im Körper 

zu aromatischen Aminen spalten kön-
nen, gesetzliche Regelungen und Verbo-
te, branchenspezifi sche Informationen 
zu belastenden Arbeitsverfahren und 
Produkten, geschätzte Expositionsdau-
ern und, sofern vorhanden, Messwerte 
von Luftkonzentrationen sowie biologi-
schen Analysen und vieles mehr.

!
 www.dguv.de > Webcode: d99580

„Risiko raus!“ stapelt hoch
Die Anfang 2010 gestartete Präventionskampa-

gne „Risiko raus!“ thematisiert Wegeunfälle 
im Betrieb und möchte auf das sichere Fah-
ren und Transportieren hinweisen. In der 
Kategorie „Innerbetrieblicher Transport und 
Verkehr“ wird sich die Kampagne 2010 und 
2011 als Partner an den Deutschen Meister-
schaften der Staplerfahrer beteiligen. Diese 
Meisterschaften wurden von der Linde Ma-
terial Handling 2005 ins Leben gerufen und 

seitdem jährlich veranstaltet. Vom 23. bis 25. 
September 2010 fi ndet in Aschaff enburg das Finale statt. Hier-
für haben sich zuvor 60 Fahrerinnen und Fahrer in 27 regiona-
len Wettkämpfen qualifi ziert.

!
 Alle Termine und weitere Informationen unter: www.stapler-cup.com

Die Kampagne wird von allen Berufsge-
nossenschaften und Unfallkassen, von 
der Landwirtschaftlichen Sozialversicherung und von den Bun-
desländern im Rahmen der Gemeinsamen Deutschen Arbeits-
schutzstrategie (GDA) getragen. Der Deutsche Verkehrssicher-
heitsrat (DVR), Verbände, Krankenkassen und Medien beteiligen 
sich als Kooperationspartner. Bei den ausgewählten regionalen 
Wettkämpfen und beim Finale in Aschaff enburg werden Informa-
tionen zum sicheren Fahren und Transportieren vorgestellt. Dabei 
sollen Mitmachaktionen die breite Öff entlichkeit ansprechen.
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Gefahrsto� e ermitteln und beurteilen 
Ein umfassendes, kompaktes und aktuelles Nachschlagewerk zum 
Thema Gefahrstoff e hat das Institut für Arbeitsschutz der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (IFA, ehemals BGIA) veröff entlicht. 
Die IFA-Gefahrstoffl  iste enthält alle wichtigen Informationen, um Ge-
sundheitsgefährdungen durch Gefahrstoff e zu beurteilen. Sie ist eine 
kostenlose und praktische Unterstützung für Betriebe, Aufsichtsbe-
hörden, Arbeitsmediziner und andere, die sich mit Gefahrstoff en und 
Gesundheitsschutz befassen.

Die Gefahrstoffl  iste wurde im Dezember 2009 erstellt und erscheint 
deshalb noch unter der alten Bezeichnung BGIA-Report. Sie enthält 
aber die maßgeblichen Vorgaben für das Jahr 2010. Die Gefahrstoffl  is-
te kann im Internet heruntergela-
den oder als gedruckte Broschüre 
über ifa-info@dguv.de kostenlos 
bestellt werden.

!
 www.dguv.de > Webcode: d100705
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Gesundheit steht auf dem Stundenplan 
Bestnoten für die Regenbogenschule Schalkenbach: Unter dem 
Motto „Ausgezeichnet – Sicherheit und Gesundheit“ belegte 
die Grundschule im Brohltal mit ihrem gesundheitsfördernden 
Schulprogramm den ersten Platz beim landesweiten Wettbe-
werb der Unfallkasse Rheinland-Pfalz. Den Platz zwei teilen 
sich die Grundschule Kruft und die Thomas-Nast-Grundschule
in Landau. Nikolaus Roth, Mitglied der Vertreterversammlung 
der Unfallkasse Rheinland-Pfalz, übergab den Lehrern und 

Kindern sowie dem Verbandsbürgermeister Johannes Bell ihre 
Auszeichnungen. Auf alle warteten Geldprämien, die in das ge-
sundheitsfördernde Engagement der Schulen einfl ießen sollen. 
Ziel des Wettbewerbs ist, ein gesundheitsorientiertes Verhalten 
im Schulalltag zu fördern. 

!
 Weitere Informationen im Internet gibt es unter: www.ukrlp.de

Vereinfachte Anmeldung zur Unfallversicherung in Niedersachsen
Als erstes deutsches Bundesland wird vo-
raussichtlich Niedersachsen die Anmel-
dung zur gesetzlichen Unfallversicherung 
in eine einheitliche Anlaufstelle für Un-
ternehmensgründer einbinden. Das heißt, 
der Unternehmer kann bei einem „Ein-
heitlichen Ansprechpartner“ neben an-
deren Formalitäten der Existenzgründung 
auch seiner Meldepfl icht zur Unfallversi-
cherung (§ 192 SGB VII) nachkommen. 

Hintergrund dieser Neuerung sind die 
Auflagen der Europäischen Dienstleis-
tungsrichtlinie, die die Aufnahme und 
Ausübung von Dienstleistungstätigkeiten 
erleichtern will. Seit Beginn des Jahres 
2010 sind die Bundesländer dabei, einen 
weiteren Teil der Richtlinie in deutsches 

Recht umzusetzen. Danach sollen Exis-
tenzgründungen erleichtert werden, indem 
sogenannte einheitliche Ansprechpartner 
für Unternehmensgründer zur Verfügung 
gestellt werden. Über sie können künftig 
alle wesentlichen Formalitäten und Melde-
prozesse gebündelt abgewickelt werden. 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversiche-
rung (DGUV) bemüht sich darum, auch 
die gesetzlich vorgeschriebene Meldung 
zur Unfallversicherung (§ 192 SGB VII) an 
dieser Stelle einzubinden. Für den Unter-
nehmensgründer soll das Verfahren trans-
parenter werden, gleichzeitig ermöglicht 
eine lückenlose Erfassung aller Neuan-
meldungen den direkten Einsatz präven-
tiver Beratung. 

Ab sofort wird deshalb den Gewerbeneu-
anmeldungen aus Niedersachsen das 
entsprechende Meldeformular beigefügt 
sein. Zunächst wird dies nur wenige Fäl-
le betreffen, da noch nicht alle Unter-
nehmensgründungen in Niedersachsen 
über diese Anlaufstellen erfolgen. Noch 
werden die Dokumente in Papierform 
verschickt, aber im Laufe des Jahres will 
Niedersachsen – gemäß den europäi-
schen Vorgaben – auf ein elektronisches 
Gewerbemeldeverfahren umstellen.

!
 www.dienstleisten-leicht-gemacht.de/DLR/
 Navigation/laenderinformationen.html
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 Nacht in den frühen Morgenstunden unterwegs sind. Die Mü-
digkeit kommt am Steuer schnell und unvermittelt. Hinter 

das Lenkrad sollte sich nur derjeni-
ge setzen, der ausgeruht ist und sich 
fi t fühlt, empfi ehlt der DVR. Bei ers-
ten Anzeichen von Schläfrigkeit muss 
unbedingt eine Pause – oder sogar ei-
ne Schlafpause – eingelegt werden. 
„Patentrezepte“ wie das Öffnen des 
Seitenfensters sind trügerisch. Ge-
gen Müdigkeit hilft nur ausreichen-
der Schlaf.

Moderne Räume für Patienten mit Querschnittlähmungen
Die Berufsgenossenschaftliche Unfallklinik Tübingen (BGU) 
hat in 12-monatiger Bauzeit die neue Bettenstation für Pati-
enten mit Querschnittlähmungen fertig gestellt. Mitte Janu-
ar 2010 wurde der Bereich von Patienten und Mitarbeitern 
bezogen. Die neue Station bietet auf rund 1.700 Quadrat-

Sekunden entscheiden über Leben und Tod 
Der Sekundenschlaf ist eines der Hauptrisiken bei langen Auto-
fahrten. Schätzungsweise jeder vierte Unfall mit Todesfolge auf 
Autobahnen wird durch kurzes Einni-
cken verursacht. Dennoch, so informiert 
der Deutsche Verkehrssicherheitsrat
(DVR), wird diese Unfallursache von 
den meisten Fahrern unterschätzt. Ein 
Sekundenschlaf kann schnell über Le-
ben und Tod entscheiden. Ein Autofah-
rer, der bei Tempo 130 seine Augen für 
fünf Sekunden geschlossen hält, legt 
in dieser Zeit 180 Meter im „Blindfl ug“ 
zurück. Beim Aufwachen kommt es 
häufi g zu Fehlreaktionen durch ruck-
artiges Lenken oder heftiges Bremsen 
mit schweren Folgen. 

Neben „Vielfahrern“, die oft und auf 
langen Strecken unterwegs sind, bei-
spielsweise Lkw- und Busfahrer, sind 
Autotouristen die zweite große Risiko-
gruppe. Ebenfalls gefährdet sind die 
jungen Fahrer, die nach einer Disco-

Der Sekundenschlaf ist eines der 
Hauptrisiken bei langen Autofahrten. 
Der Deutsche Verkehrssicherheitsrat 
(DVR) warnt davor, diese Unfallursache 
zu unterschätzen.

!
 www.dvr.de > Presse/Aktuelles > 
 Presseinformationen
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Auf 1.700 Quadratmetern bietet das Berufsgenossenscha� liche Unfallklinikum Tübingen neue Räume für Patienten mit 
Querschnittslähmungen.

metern in 14 Ein-, Zwei- und Drei-
bettzimmern Platz für insgesamt 
26 Patienten und steht unter der Leitung der beiden 
Chefärzte Professor Hans-Peter Kaps und Privatdozent 
Dr. Andreas Badke.

!
 www.bgu-tuebingen.de 
 > Aktuelles
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Unternehmen in Krisenzeiten stärken
Rund 82 Prozent der Unternehmen, die 
ein Betriebliches Gesundheitsmanage-
ment (BGM) einsetzen, schätzen dessen 
stabilisierende Wirkung – besonders in 
wirtschaftlich schwierigen Zeiten. Das 
zeigt eine repräsentative Befragung der 
„Ini tiative Gesundheit und Arbeit“ (iga). 

Die iga befragte 500 Unternehmen mit 50 
bis 500 Beschäftigten. Von diesen Unter-
nehmen hat durchschnittlich jedes dritte 
(36 Prozent) ein Betriebliches Gesund-
heitsmanagement. Je nach Unterneh-

mensgröße unterscheidet sich die Quo-
te jedoch sehr stark. In Betrieben mit 50 
bis 99 Beschäftigten kommt ein Betrieb-
liches Gesundheitsmanagement (BGM) 
bei 35 Prozent zum Einsatz, bei Betrieben 
mit 100 bis 199 Mitarbeitern sind es sogar 
nur 30 Prozent. Bei den Unternehmen mit 
mehr als 200 Mitarbeitern nutzt hingegen 
fast jedes zweite (47 Prozent) ein BGM.

Die iga-Befragung zeigt deutlich: Vor 
allem die kleineren Unternehmen bis 
200 Mitarbeiter könnten noch viel stär-

ker von BGM profi tieren. Die „Initiative 
Gesundheit und Arbeit“ will die Befra-
gungsergebnisse nutzen, um gezielt auf 
Hindernisse für den Einstieg in das Be-
triebliche Gesundheitsmanagement bei 
kleinen und mittleren Unternehmen ein-
gehen zu können und ihnen den Zugang 
zu erleichtern. 

!
 www.dguv.de > Webcode: d101075

Die Europäische Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz (OSHA) veröff entlichte im Dezember 2009 eine Litera-
turübersicht bezüglich Gefährdungen durch Lärm und ototoxische 
Substanzen. Lärmbedingter Hörverlust zählt nach wie vor zu den 
häufi gsten Berufskrankheiten in Europa. Neben Publikationen des 
Instituts für Arbeitsschutz der Deutschen Gesetzlichen Unfallver-
sicherung (IFA) sind Ergebnisse aus Frankreich (INRS – Institut 
National de Recherche et de Sécurité pour la prévention des acci-
dents du travail et des maladies professionnelles), Spanien (INSHT 
– Spanish National Institute for Safety and Hygiene at Work) und 
aus Finnland (FIOH – Finnish Institute of Occupational Health) ent-
halten. Die Gefährdung durch die Kombination aus starkem Lärm 
und ototoxischen Substanzen rückt dabei immer mehr ins Zentrum 
des Interesses.

!
 Die Publikation ist in englischer Sprache abru� ar unter: osha.europa.eu > 
 publications > literature reviews

Gefährdung durch Lärm und 
ototoxische Substanzen

Der offi  zielle Startschuss zur Kampa gne  
für gesunde Arbeitsplätze 2010/2011 fällt 
am 28. April 2010. Die Europäische Agen-
tur für Sicherheit und Gesundheitsschutz 
am Arbeitsplatz (EU-OSHA) ruft zur Ein-
reichung von Beiträgen für den zehn-
ten Europäischen Wettbewerb für gute 
praktische Lösungen („European Good 

!
 osha.europa.eu/de/campaigns

Neue Kampagne für gesunde Arbeitsplätze
Practice Award“) im Bereich Sicherheit 
und Gesundheitsschutz bei der Arbeit 
auf. Mit dem Wettbewerb sollen Beispie-
le guter praktischer Lösungen im Bereich 
der sicheren Instandhaltung bekannt ge-
macht, anderen Beteiligten in ganz Eu-
ropa anhand von Beispielen die Vorteile 
der Anwendung aufgezeigt sowie Unter-

stützung und Informationen zur sicheren 
Instandhaltung auf der Arbeitsplatzebe-
ne bereitgestellt werden.
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„Risiko raus!“ Ladung sicher verstauen
Beim starken Bremsen können ungesi-
cherte Gegenstände verrutschen oder 
durch das Fahrzeug geschleudert werden. 
Um Verletzungen zu vermeiden, muss 
die Ladung gut gesichert werden. Darauf 
weist die Kampagne „Risiko raus!“ hin. 
Ob Wasserfl asche, Regenschirm, Laptop 
und Werkzeugkasten im Pkw oder auch 
verschiedene Transportgüter auf dem 
Lkw – die Gefährdung durch ungesicher-
te Ladung wird häufi g unterschätzt. Dr. 
Karl Schories, Präventionsfachmann am 
Institut für Arbeitsschutz der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (IFA), 
erklärt: „Vereinfacht kann man sagen, 
dass alle Gegenstände im Fahrzeug die 
ursprüngliche Geschwindigkeit bei ei-
ner Vollbremsung oder einem Crash bei-

behalten wollen. Auch harmlos erschei-
nende Gegenstände im Fahrzeuginneren 

können so zu Geschossen und einer Ge-
fahr für die Insassen werden.“

REACH-Liste gefährlicher Chemikalien erweitert
Die Europäische Chemikalienagentur 
(ECHA) hat mit Wirkung ab Mitte Janu-
ar 2010 14 weitere Substanzen der Kan-
didatenliste „besonders besorgniser-
regender Stoffe“ (zulassungspflichtige 
Stoff e) hinzugefügt. Die Aufnahme von 
Stoff en in diese Liste ist der erste Schritt 
im Zulassungsverfahren und kann un-
mittelbar neue gesetzliche Verpfl ichtun-

gen für die Kommunikation innerhalb 
der Versorgungskette nach sich ziehen. 
Diese Verpfl ichtungen beziehen sich in 
direkter Weise auf die aufgelisteten Stoff e 
selbst sowie auf Gemische und Erzeug-
nisse, die diese Stoff e oberhalb bestimm-
ter Konzentrationsgrenzen enthalten. 
In erster Linie ist es Aufgabe der Liefe-
ranten, Produzenten und Importeure,

!
 Weitere Informationen können abgerufen 
 werden unter: http://echa.europa.eu/

ihren Kunden und Verbrauchern Informa-
tionen zukommen zu lassen, die ECHA zu 
benachrichtigen oder Sicherheitsdaten-
blätter zur Verfügung zu stellen.
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Ladungssicherung im Pkw oder 
Kleintransporter
BGI 597-21: Arbeit und Gesundheit 
BASICS, He�  21, „Ladung sichern“, kos-
tenlos bestellbar über info@dguv.de

Ladungssicherung im Lkw
BGI 649: Ladungssicherung auf Fahr-
zeugen – Ein Handbuch für Unterneh-
mer, Einsatzplaner, Fahr- und Ladeper-
sonal

PDF-Download: www.arbeitssicherheit.de
/arbeitssicherheit/html/modules/
bgi600649/600-649/bgi649.pdf

Risiko raus – Ladungssicherung in der 
Landwirtscha�  (Broschüre der Landwirt-
scha� lichen Sozialversicherung)

PDF-Download: www.lsv.de/lsv_all_
neu/presse/themenschwerpunkte/
risiko_raus/risiko_raus.pdf

Weitere Informationen gibt es in folgenden Broschüren:
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Universum Verlag GmbH · Taunusstraße 54 · 65183 Wiesbaden
Telefon 0611 90 30-501 · Bestell-Fax: 0611 90 30-277/-181

Internet: www.universum.de · E-Mail: vertrieb@universum.de
Registriert beim Amtsgericht Wiesbaden, HRB 2208

Geschäftsführer: Siegfried Pabst, Frank-Ivo Lube

160 Seiten plus CD-ROM, ISBN 978-3-89869-199-4 € 29,–

Einfach bestellen unter: www.universum.de/shop
oder per Fax unter: 0611 90 30-277 / -181

Ist ein Arbeitnehmer länger oder wiederholt arbeitsun -
fähig, muss sein Arbeitgeber ein betriebliches Eingliede -
rungsmanagement (BEM) durchführen. Wesentliche
Ziele sind: Arbeitsunfähigkeit überwinden, erneuter
Arbeitsunfähigkeit vorbeugen, den Arbeits platz erhalten.

• Was bedeutet das für die Praxis der Unternehmen?
• Was muss beachtet werden?
• Wie können Beteiligte vorgehen?

Antworten auf diese und weitere Fragen finden Sie im
Buch und auf der CD-ROM. Zahlreiche Praxishilfen, 
wie zum Beispiel Checklisten, Muster für Anträge und
Anschreiben, Dokumentationstabellen erleichtern die
betriebliche Umsetzung.

Die zweite Auflage berücksichtigt die bisherigen Erfah -
rungen mit dem BEM und die aktuelle Rechtsprechung.

2. Auflage 2010 

2. Auflage 2010 

2. Auflage 2010 

Gesundheit im
Betrieb fördern
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Tagung für Betriebsärzte und 
Sicherheitsfachkrä� e
Die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst 
und Wohlfahrtspfl ege (BGW) lädt zum BGW trialog 
in Dresden ein. Vom 6. bis 8. Mai 2010 werden neue 
Projekte und erprobte Maßnahmen zum Infektions-
schutz in der BGW Akademie vorgestellt. Der BGW 
trialog Dresden bringt alle zwei Jahre Betriebsärzte 
und Fachkräfte für Arbeitssicherheit zu einem in-
tensiven Dialog mit Experten der BGW zusammen. 
In diesem Jahr geht es unter dem Stichwort „Infek-
tionsschutz“ unter anderem um die Gefährdungsbe-
urteilung, BGW-Angebote zur Infektionsprophylaxe 
sowie um die nati-
onale Pandemie-
planung.

Das Umfeld der Arbeit von 
morgen gestalten
Wie müssen der Arbeitsplatz und seine Umgebung 
gestaltet werden, damit Mitarbeiter optimal mitein-
ander kommunizieren können, ideale Bedingungen 
für eine Kooperation gegeben sind, Kreativität und 
Flexibilität gefördert werden? Wie sehen also die Ar-
beitswelten für Wissensarbeiter aus? Sind „Kreativ-
Kojen, Denk-Zellen, Pausen-Kisten“ die Elemente 
des Büros der Zukunft? Entsteht eine neue Ergono-
mie aus Raumpsychologie, Wellness und Feng-Shui? 
Am 8. und 9. April 2010 diskutieren Wissenschaftler, 
Architekten und Designer, Unternehmer und Füh-
rungskräfte diese Fragen auf der fünften Fachkon-
ferenz „Zukunft der Arbeit – Das Umfeld der Arbeit 
von morgen gestalten“ im Institut für Arbeit und Ge-
sundheit der Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-
cherung (IAG) in Dresden. 

!
 Anmeldung und weitere Informationen � nden sich 
 unter: www.dguv.de > Webcode: d95089

!
 Interessierte können das Programmhe�  online 
 bestellen und sich bis zum 15. April 2010 anmelden: 
 www.bgwtrialog.de



beugt und der Arbeitsplatz erhalten wer-
den kann“. Wie diese Klärung im Detail 
auszusehen hat, gibt § 84 Absatz 2 SGB 
IX bewusst nicht vor. In jedem Betrieb 
und in jeder Dienststelle sind angemes-
sene individuelle Lösungen zu finden. 
Gesetzlich vorgegeben ist – bei Zustim-
mung des Betroff enen – lediglich die Be-
teiligung der zuständigen Interessenver-
tretung der Beschäftigten (Betriebs- oder 
Personalrat), bei schwerbehinderten Be-
schäftigten außerdem die Beteiligung 
der Schwerbehindertenvertretung. Wei-

Seit 2004 sind Arbeitgeber verpflichtet, erkrankten Beschä� igten ein Betriebliches Eingliederungs-
management (kurz: BEM) anzubieten. Das BEM dient dem Erhalt der Beschä� igungsfähigkeit 
und ist eines der zentralen Instrumente, um den Folgen des demographischen Wandels wirksam 
zu begegnen. Gleichzeitig sichert das BEM individuelle Chancen auf Teilhabe am Arbeitsleben 
durch frühzeitige Intervention.

In Zeiten des demographischen Wandels

Von der Arbeitsunfähigkeit zur 
Beschä� igungsfähigkeit 

1 Gesetzliche Grundlage
Gesetzlich verankert ist das BEM in § 84 
Absatz 2 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB IX). 1 Dort ist festgelegt, dass ein 
Arbeitgeber zu Gunsten aller Beschäf-
tigten, die innerhalb eines Jahres länger 
als sechs Wochen ununterbrochen oder 
wiederholt arbeitsunfähig sind, ein BEM 
durchzuführen hat. Das bedeutet, dass 
der Arbeitgeber klären muss, „wie die Ar-
beitsunfähigkeit möglichst überwunden 
werden und mit welchen Leistungen oder 
Hilfen erneuter Arbeitsunfähigkeit vorge-

ter sollen der Werks- oder Betriebsarzt 
hinzugezogen werden, wenn dies erfor-
derlich ist. Soweit für die Überwindung 
der Arbeitsunfähigkeit und die Vorbeu-
gung erneuter Erkrankung Leistungen 
zur Teilhabe oder begleitende Hilfen im 
Arbeitsleben in Betracht kommen, hat 
der Arbeitgeber außerdem die örtlichen 
Gemeinsamen Servicestellen der Reha-
bilitationsträger oder bei schwerbehin-
derten Menschen das Integrationsamt zu 
beteiligen. 

Das BEM ist treff end als ein „organisier-
tes und kooperatives Verfahren zur Mobi-
lisierung internen und externen Sachver-
stands“ beschrieben worden. 2 Mit diesem 
Verfahren wird das Ziel verfolgt, die Be-
schäftigungsfähigkeit erkrankter Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter wiederher-
zustellen und dauerhaft zu sichern und 
dadurch den Verlust des Arbeitsplatzes 
zu vermeiden. 

Zentral für das BEM ist der Grundsatz der 
Selbstbestimmung der Betroff enen. Das 
bedeutet konkret, dass die Durchführung 
des BEM von der Zustimmung und Betei-
ligung der Betroff enen abhängig ist. Das 
BEM ist – wenn die Voraussetzungen da-
für vorliegen – eine Verpfl ichtung für den 
Arbeitgeber; für die Beschäftigten ist es 
freiwillig. Um die notwendige Entschei-
dung in Bezug auf die Durchführung eines 
BEM informiert treff en zu können, sieht 
§ 84 Absatz 2 SGB IX vor, dass die betrof-
fene Person vor der Durchführung auf die 
Ziele des BEM und Art und Umfang der 
dafür erhobenen Daten hinzuweisen ist. 

Unter www.integrationsämter.de bietet die BIH-Online-Akademie umfangreiche 
Handlungshilfen zum BEM sowie die Möglichkeit zum Erfahrungsaustausch an
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2 Gesellscha� liche und individuelle  
 Bedeutung der Sicherung 
 der Beschä� igungsfähigkeit
Das BEM ist ein wichtiger Baustein in den 
vielfältigen Anstrengungen, die notwen-
dig sind, um unser Wirtschafts- und So-
zialsystem angesichts des demographi-
schen Wandels wetterfest zu machen. Um 
den demographischen Wandel anschau-
lich zu machen, wird häufig auf weit in 
der Zukunft liegende Jahreszahlen ver-
wiesen. So wird sich nach Angaben des 
Statistischen Bundesamtes im Jahr 2030 
die Zahl der 15- bis 64-Jährigen – bezogen 
auf das Jahr 2007 – um 6,7 Millionen ver-
ringert und sich auf der anderen Seite in 
diesem Zeitraum die Zahl der 65-Jährigen 
und Älteren um 5,7 Millionen erhöht ha-
ben. Diese langfristigen Aussichten sind 
das Ergebnis einer Entwicklung, die sich 
aber aktuell schon bemerkbar macht: In 
Ostdeutschland halbieren sich innerhalb 
nur weniger Jahre die Jahrgangsstärken 
der Jugendlichen, die für eine Ausbildung 
in Betracht kommen. So wird es im Jahr 
2011 nur noch halb so viele nicht studien-
berechtigte Schulabsolventen und Schul-
abgänger geben wie noch im Jahr 2000. 3 In 

Westdeutschland verläuft die Entwicklung 
langsamer, aber in die gleiche Richtung. 
Bereits heute besteht in vielen Branchen 
ein erheblicher Fachkräftemangel. 4 Für 
die Zukunft bedeutet das: Der Kampf um 
Fachkräfte wird härter werden, und durch-
aus auch in Regionen, die bislang weniger 
stark vom demographischen Wandel be-
troff en sind. Und es bedeutet, dass in den 
Betrieben und Dienststellen mehr getan 
werden muss, um das vorzeitige Ausschei-
den von Fachkräften aus Krankheitsgrün-
den zu verhindern. Ein wirkungsvolles In-
strument hierzu ist das BEM. 

Ein erfolgreiches BEM sichert aber zu-
nächst vor allem individuelle Chancen auf 
berufl iche Teilhabe für die einzelnen Be-
troff enen. Es gilt der Erfahrungssatz, dass 
bei gesundheitlichen Problemen und vor 
allem bei chronischer Krankheit Arbeits-
losigkeit länger dauert und eine eff ekti-
ve Wiedereingliederung in den Arbeits-
markt wesentlich schwerer zu erreichen 
ist. Vor diesem Hintergrund soll das BEM 
dazu beitragen, den Arbeitsplatz der be-
troff enen Beschäftigten zu erhalten und 
ein Abgleiten in die Arbeitslosigkeit zu 

vermeiden. Nach Lösungen muss dort ge-
sucht werden, wo die Probleme vielfach 
entstehen und folglich besser zu bearbei-
ten sind: im Betrieb selbst. 

3 Rechtliche Aspekte
Das BEM ist inzwischen Gegenstand zahl-
reicher (vor allem arbeits-)gerichtlicher 
Entscheidungen geworden, die zu wich-
tigen Klarstellungen geführt haben. So 
hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) mit 
Urteil vom 12. Juli 2007 klargestellt, dass 
§ 84 Absatz 2 SGB IX für alle Arbeitneh-
mer und nicht nur für (schwer-)behinder-
te Menschen gilt. 5

Gleichzeitig hat das BAG die kündigungs-
schutzrechtliche Bedeutung des BEM he-
rausgearbeitet. Danach ist die Durchfüh-
rung eines BEM nach § 84 Absatz 2 SGB IX
keine formelle Wirksamkeitsvorausset-
zung für den Ausspruch einer Kündi-
gung. Die Verpflichtung des Arbeitge-
bers, ein BEM durchzuführen, stellt aber 
eine Konkretisierung des dem gesamten 
Recht des Kündigungsschutzes innewoh-
nenden Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
dar. Denn das BEM hat das Ziel, Maßnah-
men zu identifizieren (etwa die techni-
sche/organisatorische Umgestaltung des 
Arbeitsplatzes, eine stufenweise Wieder-
eingliederung), die ein milderes Mittel ge-
genüber einer Kündigung darstellen. ▸ 

*
1 Eingeführt durch das Gesetz zur Förderung 
 der Ausbildung und Beschä� igung schwer-
 behinderter Menschen vom 23. April 2004, 
 BGBl. I Nr. 18.

2 Kohte, W.: Betriebliches Eingliederungs-
 management und Bestandsschutz, 
 DB 2008, S. 583.

3 Ulmer, P; Ulrich J. G. (Hrsg.): Der demo-
 graphische Wandel und seine Folgen 
 für die Sicherstellung des Fachkrä� enach-
 wuchses, Bonn 2005, S. 5.

4 Pressemitteilung des Instituts der 
 deutschen Wirtscha�  Köln vom 
 20. Juli 2009 (www.iwkoeln.de).

5 BAG, Urteil vom 12. Juli 2007, Az. 716/06. 
 So u. a. auch schon – mit Verweis auf die 
 Gesetzessystematik –Gundermann, L;
 Oberberg, M.: Datenschutzkonforme 
 Ausgestaltung des Betrieblichen Einglie-
 derungsmanagements und Beteiligung des 
 Betriebsrats, RDV 2007, 103–110 (104).
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Dr. Sandro Blanke
Mitarbeiter des Referats Rehabilita-
tion, Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales
E-Mail: sandro.blanke@bmas.bund.de
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Nikola Lafrenz
Leiterin des Referats Rehabilitation, 
Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales 
E-Mail: nikola.lafrenz@bmas.bund.de

Verzichtet ein Arbeitgeber – entgegen sei-
ner Verpfl ichtung nach § 84 Absatz 2 SGB 
IX – vor Ausspruch einer krankheitsbe-
dingten Kündigung darauf, diese milde-
ren Alternativen zu einer Kündigung zu 
identifizieren, soll ihm die Beweislast 
dafür obliegen, dass auch bei Durchfüh-
rung eines BEM das Arbeitsverhältnis 
nicht hätte erhalten werden können. Das 
bedeutet, dass ein Arbeitgeber, der vor 
der krankheitsbedingten Kündigung ei-
nes Arbeitnehmers kein BEM durchführt, 
einem erheblichen Risiko ausgesetzt ist, 
einen nachfolgenden Kündigungsschutz-
prozess zu verlieren. 

In der arbeitsrechtlichen Literatur ist da-
raufhin treff end bemerkt worden, dass es 
eine erfolgreiche krankheitsbedingte Kün-
digung ohne vorherige Durchführung ei-
nes BEM wohl kaum mehr geben dürfte. 6

4 Umsetzungsstand
Untersuchungen zum Stand der Umset-
zung machen deutlich, dass in Bezug auf 
die Qualität der Durchführung des BEM 
noch erheblicher Optimierungsbedarf be-
steht. 7 Stichworte sind vor allem die aus-
reichende Information der Betroffenen, 
die Transparenz des Verfahrens insgesamt 
und der Datenschutz. Werden hier sei-
tens des Arbeitgebers Fehler gemacht, ist 
das BEM innerhalb eines Unternehmens 
schnell diskreditiert. Eine wichtige Rolle 
kommt deshalb professionellen Unterstüt-
zern wie den zertifi zierten Disability Ma-
nagement Professionals (CDMP) zu. 8 Bei 

der Qualifi zierung dieser „BEM-Experten“ 
leistet die Deutsche Gesetzliche Unfallver-
sicherung einen wertvollen Beitrag.

Ein besonderes Umsetzungsproblem be-
steht auch im Bereich der kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU). Hier fehlt 
es regelmäßig an den personellen und 
fachlichen Ressourcen, die für die Einfüh-
rung eines BEM notwendig sind. Um an 
diesem Punkt anzusetzen, ist Ende 2007 
das Projekt „Gesunde Arbeit“ an den Start 
gegangen. 9 „Gesunde Arbeit“ soll einen 
nachhaltigen Beitrag zur Verbesserung 
der Beschäftigungsfähigkeit der Mitarbei-
ter insbesondere in KMU leisten. Erreicht 
werden soll dies durch die Errichtung von 
fünf Regionalstellen „Gesunde Arbeit“ 
mit Modellcharakter, die die Koordinati-
on von Beratungsleistungen zum Thema 
Beschäftigungsfähigkeit (und in diesem 
Rahmen insbesondere auch zum BEM), 
speziell für KMU übernehmen. Mittel- bis 
langfristiges Ziel ist die Übertragung sol-
cher Regionalstellen auf weitere Regionen 
bundesweit. 

Das Projekt „Gesunde Arbeit“ erfolgt in 
Kooperation mit den Projekten „Gesund-
heit und Arbeit“ (GundA) des Berufs-
förderungswerkes Leipzig und „BEIVIG 
– Einführung des Betrieblichen Eingliede-
rungsmanagements in kleinen und mittle-
ren Unternehmen (KMU) im Verbund der 
Industriegemeinschaften“ des Berufs-
förderungszentrum (BFZ) Peters GmbH, 
Waldkraiburg.

Im Rahmen dieser beiden Projekte werden 
ebenfalls modellhafte Wege gesucht, um 
das BEM in KMU zu etablieren.

5 Fazit
Es gibt inzwischen zahlreiche Publikatio-
nen und Praxishilfen, die die Umsetzung 
des BEM erleichtern. Verwiesen sei hier 
nur beispielhaft auf die Materialien, die 
auf der Homepage des Projekts „Entwick-
lung und Integration eines Betrieblichen 
Eingliederungsmanagements“ (EIBE) zur 
Verfügung stehen. 10 Auch die am 1. Okto-
ber 2008 gestartete Online-Akademie der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrati-
onsämter und Hauptfürsorgestellen bietet 
unter www.integrationsämter.de wertvolle 
Handlungshilfen zum BEM an.

*
6 Tschöpe, U.: Krankheitsbedingte Kündigung 
 und Betriebliches Eingliederungsmanage-
 ment, NZA 2008, S. 398–400 (400). 

7 Niehaus, M. u. a.: Betriebliches Eingliede-
 rungsmanagement. Studie zur Umsetzung 
 des Betrieblichen Eingliederungsmanage-
 ment. Köln 2008.

8 Siehe hierzu Fröhlke, O.; Mehrho� , F.: 
 Arbeitskra�  erhalten und Wiederherstellen 
 – eine Managementaufgabe. In: DGUV 
 Forum 10/2009, S. 16–20.

9 Für weitere Infos siehe www.gesunde-
 arbeit.net und Kaiser, H; Jastrow, B.: 6 Jahre 
 Betriebliches Eingliederungsmanagement –
 und nun?, in: DGUV Forum 3/2010, S. 16–21.

10 Unter: www.eibe-projekt.de

Neben diesen praktischen Hilfen setzt die 
Verbreitung des BEM aber auch einen Men-
talitätswandel in den Unternehmen vor-
aus. Wir brauchen eine umfassende „Prä-
ventionskultur“ in unseren Betrieben und 
Dienststellen, die den Wert gesundheitsför-
dernder und rehabilitativer Maßnahmen an-
erkennt und bessere Bedingungen für ihre 
Umsetzung schaff t. Das BEM wird sich nicht 
durchsetzen, wenn es von den Arbeitgebern 
als gesetzlicher Zwang und leidige Pfl icht 
und von den Beschäftigten als Bedrohung 
und Mittel zu einem ganz anderen Zweck 
angesehen wird. Vielmehr muss es zu dem 
werden, was die Interessen von Arbeitge-
bern, Beschäftigten und Gesellschaft gebie-
ten – zu einer Selbstverständlichkeit. ●
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Im Jahr 2009 hat die DGUV eine Fragebogenaktion unter den Unfallversiche-
rungsträgern durchgeführt, um herauszu� nden, ob und wie sie Arbeitgeber 
im Betrieblichen Eingliederungsmanagement unterstützen.

Bestandsaufnahme

Aktivitäten der Unfallversicherungsträger 
im Bereich BEM

1 Ausgangslage
Seit dem 1. Mai 2004 gilt die Präventions-
vorschrift des § 84 Absatz 2 Sozialgesetz-
buch (SGB) IX, die alle Arbeitgeber zu einem 
Betrieblichen Eingliederungsmanagement 
(BEM) verpfl ichtet, sobald ein Arbeitneh-
mer innerhalb eines Jahres mehr als sechs 
Wochen ununterbrochen oder wiederholt 
arbeitsunfähig ist. Die Vorschrift, die sich 
sowohl auf behinderte als auch auf nicht 
behinderte Menschen bezieht, steht im Re-
habilitationsrecht. Diese Fürsorgepflicht 
des Arbeitgebers für seine erkrankten Mit-
arbeiter ergänzt die Pfl icht der Rehabilitati-
onsträger – vor allem die gesetzliche Kran-
ken-, Unfall- und Rentenversicherung sowie 
die Bundesagentur für Arbeit –, möglichst 
frühzeitig, umfassend und nachhaltig die 
Beschäftigungsfähigkeit der Bevölkerung 
zu erhalten oder wiederherzustellen. 

Der DGUV-Vorstand hat im Jahr 2005 eine
Broschüre herausgegeben mit dem

Titel „Sind Beschäftigte lange oder häufi g 
arbeitsunfähig? – Ihre gesetzliche Unfall-
versicherung unterstützt Sie bei der Ein-
gliederung im Betrieb“ zur koordinierten 
Unterstützung von Arbeitgebern, insbe-
sondere von kleinen und mittleren Un-
ternehmen. Zeitgleich mit der Einführung 
des  BEM erwarb die DGUV die Lizenz-
rechte für ein internationales Programm 
zur Qualifi zierung von sogenannten „Cer-
tifi ed Disability Management Professional 
(CDMP)“. Über 700 solcher Disability Ma-
nager gibt es allein in Deutschland, davon 
über die Hälfte Mitarbeiter, meistens Be-
rufshelfer, bei den UV-Trägern. Die DGUV 
verfügt ebenso über die Lizenzrechte zur 
Auditierung in deutschen Unternehmen, 
die ein gutes BEM mit dem internationa-
len Zertifi kat „Consensus Based Disability 
Management Audit“ (CBDMA) nachweisen 
wollen. Einzelheiten zur Qualifizierung 
und zum Audit sind der Website www.
disability-manager.de zu entnehmen.

Um die von 
der Bundesar-
beitsgemein-
schaft für Re-
habilitation 
(BAR)  Ende 
2009 (www.
bar-frankfurt.
de) veröffent-
lichten Quali-
tätskriterien für das BEM aus der Sicht der 
gesetzlichen Unfallversicherung zu kon-
kretisieren, wurde im Sommer 2009 eine 
Umfrage bei den UV-Trägern gestartet. 
Neben der Entwicklung von Qualitätskri-
terien lag der Schwerpunkt auch darauf, 
gemeinsame Handlungsfelder in der ge-
setzlichen Unfallversicherung zu identi-
fi zieren, damit sich dieser Versicherungs-
zweig noch stärker mit seinem einmaligen 
Strukturvorteil „Alles aus einer Hand“ 
profilieren kann und so als Einheit von 
den Betrieben wahrgenommen wird. ▸ 
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und Berufskrankheiten sowie das besse-
re Betriebsklima überzeugen. 

Qualitätskriterien des BEM
Ein weiterer Kerninhalt der Befragung 
setzte sich mit der Thematik erstrebens-
werter Qualitätskriterien des BEM ausein-
ander. Als wichtigste Merkmale wurden 
die vertrauensvollen Führungsmodelle, 
die umfassenden Präventionskonzepte 
sowie betriebsinterne Vereinbarungen 
eingeschätzt. Als weitere relevante Merk-
male wurden ferner die Zertifi zierung von 
Disability Managern und die Transparenz 
der BEM-Ziele bewertet. 

Werbung für BEM
Laut Angaben der Befragten werben UV-
Träger für die Unterstützung der Mit-
gliedsbetriebe bezüglich des BEM mit un-
terschiedlichsten Mitteln. Dazu gehören 
unter anderem persönliche Ansprachen, 
Infoveranstaltungen, Flyer, Periodika, 
Artikel, Rundschreiben oder auch diver-
se Seminare. 

Kooperationen zum BEM
Ein weiterer Schwerpunkt der Umfrage 
beschäftigte sich mit der Kooperation 
zwischen den UV-Trägern und anderen 

Beteiligten. Die Ergebnisse zeigen, dass 
UV-Träger unter anderem mit Integrations-
ämtern, Krankenkassen, Rentenversiche-
rungen, Arbeitgeberverbänden, Innungen 
und Ministerien zusammenarbeiten. Die 
Umfrage zeigt auch, dass in über 50 Pro-
zent der Fälle eine Verzahnung zwischen 
Rehabilitations- und Präventionsbereich 
bezüglich des BEM besteht. Diese Vernet-
zung bezieht sich vor allem auf die fach-
liche UV-Ebene und wird unter anderem 
über Bildungsmaßnahmen, schriftliche 
Informationen, Routinebesprechungen 
oder Projekttreff en sichergestellt.

Prämiensystem
Wenig Erfahrung gibt es bisher bezüglich 
der Gewährung von Prämien zum BEM ge-
mäß § 84 Absatz 3 SGB IX in Verbindung 
mit § 162 Absatz 2 SGB VII. Wenn ange-
wendet, reicht meist der Nachweis über 
BEM mittels eines Fragebogens, den der 
Betrieb ausfüllen muss.

Quali� kation bei den Unfallversiche-
rungsträgern
In Bezug auf die Qualifi zierung von BEM-
Experten bei den UV-Trägern zeigte die 
Befragung, dass nur knapp ein Viertel der 
befragten UV-Träger zertifi zierte Disability 

2 Methodisches Vorgehen
In einer Fragebogenaktion, die als Teil-
menge zum Themenfeld „Gesundheit im 
Betrieb“ konzipiert war, wurden alle Prä-
ventionsleiter der gewerblichen Berufs-
genossenschaften und Unfallkassen an-
geschrieben. 36 ausgefüllte Fragebögen 
konnten in die Auswertung einbezogen 
werden. Inhalte der Befragung zum BEM 
waren unter anderem die Beratung von Be-
trieben, Prämiensysteme und konkrete An-
sprechpartner sowie Nutzen, Qualitätskri-
terien, Werbung und Kooperationen. Alle 
Themen wurden in einem elektronischen 
Fragebogen operationalisiert, welcher pos-
talisch an die Befragten versandt wurde. 

3 Ergebnisse der Befragung
Beratung von Betrieben
Zirka drei Viertel der Befragten gaben an, 
schon einmal Unternehmen zum BEM 
beraten zu haben. Dabei handelt es sich 
in der Mehrzahl um Mittel- und Großbe-
triebe. Häufig kamen diese Betriebe da-
bei mit konkreten Beratungsanliegen auf 
die UV-Träger zu. Anfragen bezogen sich 
unter anderem auf Themen wie Case-Ma-
nagement, Führungskräfteschulungen 
oder Hilfestellungen zu internen Struktu-
ren und Prozessen. Über zwei Drittel der 
befragten UV-Träger kannten Betriebe, in 
denen vorbildliche BEM-Strukturen ein-
geführt worden waren.

Faktoren für ein erfolgreiches BEM
Als wichtigste Faktoren für ein erfolgrei-
ches BEM wurden Rollenklarheit, Prozess- 
und Erfolgsorientierung, interdisziplinäre 
Zusammenarbeit, Vertrauen, Kommuni-
kation mit Beschäftigten, Integration von 
Führungskräften, Qualifi zierung von Fall-
managern, klare Dienstvereinbarungen 
sowie transparente Abläufe genannt. 

Nutzen des BEM
In Bezug auf den Nutzen von BEM konnten 
vor allem die bessere Leistungsfähigkeit 
der Mitarbeiter, die kündigungsrechtliche 
Absicherung, die Wettbewerbsvorteile, die 
Beitragsnachlässe (Prämien), aber auch 
die sinkenden Fehlzeiten, Unfallzahlen Abbildung 1: Relevanz des BEM bei den UV-Trägern
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Wie werden aus Ihrer Sicht die Themen „BEM“ 
und „Disability Management“ in Ihrem Haus gelebt?
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noch gar nicht (weil wenig Fälle, 
wenig Relevanz wegen Kausalität, 
zu wenig Personal etc.)

auf Anfragen der Betriebe re-
agierend und dann auch nur 
nach Prüfung der Prioritäten

sehr engagiert, das heisst über das 
Mindestmaß hinaus und sowohl 
pro-aktiv als auch umfassend

„Das Betriebliche Eingliederungsmanagement, zu dem alle Betriebe und Dienststelle in 
Deutschland verpflichtet sind, hat sowohl präventive als auch rehabilitative Ziele.“

14 · DGUV Forum 3/10

Titelthema



Leistungen aller Rehabilitationsträger in 
Deutschland, eine pro-aktive Rolle der 
gesetzlichen Unfallversicherung bei der 
Nutzung des Frühwarnsystems „BEM“ be-
inhaltet aber die Chance, Erkenntnisse zu 
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren, 
die später zu Berufskrankheiten werden 
können, selbst zu ermitteln und in den 
BEM-Prozess der Betriebe einzubringen. 
Die UV-Träger verfügen zwar mit ihrem 
weltweit einmaligen Leistungsangebot 
von Prävention und Rehabilitation „aus 
einer Hand“ über einen Strukturvorteil 
gegenüber anderen Zweigen der Sozial-
versicherung. Sie werden aber in den Be-
trieben als solche integrierten Dienstleis-
ter noch zu wenig wahrgenommen. Viele 
wissen gar nicht um die Bedeutung der 
UV-Träger als Reha-Träger. Oft erst nach 
einem Versicherungsfall lernen Arbeitge-
ber und Beschäftigte das gesetzlich vor-
geschriebene Erfolgsrezept „mit allen ge-
eigneten Mitteln“ zu schätzen. 

Auf der Ebene der DGUV sollte sich ein 
Gremium dem „Betrieblichen Einglie-
derungsmanagement“ besonders an-
nehmen. Eine der wichtigsten Aufgaben 
dieser Gruppe wird sein, Positionen der 
gesetzlichen Unfallversicherung zur Qua-
lität eines BEM zu formulieren, die sich 
besonders auf die Kombination von Maß-
nahmen zur Prävention und Rehabilita-
tion konzentrieren. Dazu gehören auch 
Vorschläge für eine Umsetzungsstrate-
gie, die nach innen (UV-Träger) und nach 
außen (Website/Kampagnen) kommuni-
ziert werden muss. Hinzu kommt die Klä-
rung, mit wem kooperiert, was erforscht 
und wer wie mit welchem Inhalt geschult 
werden soll. Erfahrungen aus dem im 
Jahre 2010 durchgeführten gemeinsa-
men Forschungsprojekt zwischen BMAS 
und DGUV zum Projekt „Gesunde Arbeit“ 
(www.gesundearbeit-sh.de) in Schleswig-
Holstein, sind dabei zu berücksichtigen. 
Dort sollen insbesondere Klein- und Mit-
telbetriebe angesprochen werden, die 
nicht nur Fragen zum BEM, sondern auch 
zu anderen Präventionsthemen stellen. 
Die DGUV sollte sich auch der Frage wid-

men, ob und wie BEM als Teil des Reha-
Managements und in Kooperation mit den 
Betriebs- und Werksärzten aufzufassen ist 
und wie Management- und Prämiensyste-
me der UV-Träger durch das BEM angerei-
chert werden können. Nicht zuletzt geht 
es auch darum, ob und wie die Aufgaben 
der UV-Träger im BEM als Teil des Leis-
tungsspektrums der UV-Träger gesetzlich 
im SGB VII verankert werden. ●

Manager als BEM-Berater für die Betriebe 
einsetzt. Ohne Qualifi zierungsnachweis 
beraten aber unter anderem ebenso Auf-
sichtspersonen oder Betriebsärzte.

Gesamteinschätzung
Über 50 Prozent der Befragten gaben an, 
dass BEM-Beratung bereits eine Rolle 
spielt und sie auf Anfrage der Betriebe 
aktiv werden. 23 Prozent der Befragten 
gaben an, dass sie BEM-Beratung sehr 
engagiert praktizieren, das heißt sowohl 
pro-aktiv als auch umfassend. 19 Prozent 
der befragten UV-Träger schreiben BEM 
und Disability Management nur wenig 
Relevanz für die Unternehmen zu (siehe 
Abbildung 1).

Resümierend lässt sich feststellen, dass 
drei Viertel der befragten UV-Träger BEM 
für ein geeignetes Mittel zur Stärkung 
der Gesundheit im Betrieb halten oder 
dieser Ansicht zumindest weitestgehend 
zustimmen würden. 25 Prozent der Be-
fragten können dieser Aussage nicht oder 
nur teilweise zustimmen. Von der DGUV 
wünschen sich die Unfallversicherungs-
träger Unterstützung bei der Umsetzung 
des BEM unter anderem in Form von Bil-
dungsmaßnahmen, Qualitätskriterien, 
gesetzgeberischen Initiativen oder auch 
gemeinsamen Forschungsprojekten. 

4 Ausblick 
Aus dem Gesamtergebnis, wonach die 
UV-Träger derzeit zwar noch wenig zum 
BEM pro-aktiv anbieten, aber BEM als 
wesentlichen Bestandteil des Leistungs-
spektrums der GUV ansehen, leiten sich 
insbesondere Gemeinschaftsaufgaben 
für die DGUV und Führungsaufgaben bei 
den UV-Trägern ab. Engagierte Mitarbei-
ter bei den UV-Trägern, die bereits Betrie-
be im BEM unterstützen wollen, sollten 
von den Geschäftsführungen, und diese 
wiederum von der Selbstverwaltung, Rü-
ckendeckung erhalten mit dem Ziel, sich 
in den Betrieben mit einem einheitlichen 
Angebot „aus einer Hand“ zu profi lieren. 
Zwar bilden Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten nur etwa zehn Prozent der 

Autoren
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Dr. Friedrich Mehrho� 
Leiter des Stabsbereichs 
Rehabilitationsstrategien 
und -grundsätze, DGUV
E-Mail: friedrich.mehrho� @dguv.de
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Dr. Annekatrin Wetzstein
Leiterin des Bereichs Evaluation 
von Präventionsmaßnahmen, 
Institut für Arbeit und Gesundheit 
der DGUV (IAG)
E-Mail: annekatrin.wetzstein@
dguv.de
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Vorab
Sechs Jahre nach der Novellierung des § 4 
SGB IX hat sich das Betriebliche Einglie-
derungsmanagement (BEM) in der deut-
schen Gesundheitspolitik etabliert. Ande-
re Länder wie die Schweiz 1 haben sich am 
deutschen Vorgehen orientiert und 2008 
ein eigenes Früherfassungssystem, abge-
stimmt auf die dortigen Rahmenbedingun-
gen, eingeführt. Während in der Schweiz 
die Invalidenversicherung hierfür verant-
wortlich ist, sind in Deutschland in erster 
Linie die Unternehmen selbst für die be-
triebliche Eingliederung ihrer Beschäftig-
ten gefordert. Unterstützt werden sie dabei 

von den Trägern der Prävention und Reha-
bilitation. Die Deutsche Gesetzliche Unfall-
versicherung hat sich mit der Einführung 
des Disability Managements besonders en-
gagiert und einen ganzheitlichen Ansatz 
in das deutsche System eingebaut. 

Die Unfallversicherungen haben die Zei-
chen der Zeit frühzeitig erkannt und be-
stärken damit die Forderung nach mehr 
Prävention. Viele Unternehmen haben 
diese umfassende und international 
standardisierte Variante des Betriebli-
chen Eingliederungsmanagements bis-
lang bereits genutzt. Doch nach wie vor 

werden die Kompetenzen und Angebote 
vieler Träger bislang noch nicht intensiv 
in Anspruch genommen. 

Nur zu oft bleibt die Chance zu einer res-
sourcenorientierten Positionierung be-
trieblicher Gesundheitsthemen aufgrund 
mangelnder Kooperation oder fehlender 
Kapazitäten ungenutzt. Im Folgenden 
wird unter anderem auf die Wechselwir-
kungen der betrieblichen Gesundheits-
aktivitäten, die Einbindung innerbetrieb-
licher Akteure und die Kooperation mit 
externen Experten eingegangen sowie 
Praxislichtblicke vorgestellt. 

Die anfängliche Skepsis gegenüber der Umsetzung von BEM ist mittlerweile einer breiten Akzeptanz 
in den Betrieben und Dienststellen gewichen. Trotzdem ist die Marktdurchdringung noch nicht aus-
reichend, speziell kleinere Unternehmen wurden bislang kaum erreicht.

Beschä� igungsfähigkeit stärken – Prävention gestalten

Sechs Jahre Betriebliches 
Eingliederungsmanagement – und nun? 
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*
1 Jastrow, B.: Gesundheit im Unternehmen –
 betriebliche Eingliederung im Länderver
 gleich, Masterarbeit zur Erlangung des 
 Grades Master of Health Administration, 
 2009.

2 Bericht der Bundesregierung über den 
 Stand der Sicherheit und Gesundheit bei 
 der Arbeit und über das Unfall- und Berufs-
 krankheitengeschehen in der BRD 2008, 
 S. 28, unter: http://osha.europa.eu/fop/
 germany/de/statistics/statistiken/suga

3 Bundesministerium für Gesundheit „Kran-
 kenstand – bitte keine falschen Schlüsse!“, 
 Pressemitteilung vom 13. Juli 2009, abzuru-
 fen unter: www.bmg.bund.de

4 Hans-Böckler-Sti� ung (Hrsg.) Böckler 
 Impuls, 6/2009, S. 1, abrufen unter: 
 www.boeckler.de

5 Eikelmann, B.; Zacharias-Eikelmann, B.;
 Richter, D.; Reker, T.: Integration psychisch 
 Kranker – Ziel ist die Teilnahme am 
 „wirklichen“ Leben. In: Deutsches Ärzte-
 blatt. He�  16, 2005.

6 Adenauer, S.: Die (Re-)Integration leistungs-
 gewandelter Mitarbeiter, Zeitschri�  für 
 Unternehmenspraxis der IfaA Köln, Nr. 181, 
 Seite 1–18, September 2004, ISSN 0341-
 0900 und Kaiser, H.:. FILM – Förderung der 
 Integration leistungsgewandelter Mitarbei-
 ter – ein Arbeitsplatzprojekt bei FORD in 
 Köln, ausgezeichnet mit dem Lifetime 
 Corporate Health Award 2004. In: DVGS 
 April 2004, S. 56–59.

BEM – schon erwachsen?
Die frühzeitige und ressourcenorientier-
te Betrachtung der Interaktion zwischen 
Mensch, Arbeit und Umwelt ist ein ent-
scheidender Faktor für Unternehmen zur 
zukünftigen Bindung ihrer Beschäftigten 
an das Unternehmen und damit auch zum 
Erhalt von Unternehmenskultur, Qualität 
und Wettbewerbsfähigkeit. Denn: Arbeits-
unfähigkeit kann für Unternehmen sehr 
teuer werden!

Auch volkswirtschaftlich wirkt sich Ar-
beitsunfähigkeit drastisch aus und stellt 
das soziale Sicherungssystem und die Bei-
tragszahler vor große Herausforderungen. 
Basierend auf Daten von 20 Millionen Ver-
sicherten der gesetzlichen Krankenversi-
cherungen schätzt die Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) 
die volkswirtschaftlichen Produktionsaus-
fälle im Jahr 2008 auf insgesamt 43 Milli-
arden Euro beziehungsweise den Ausfall 
an Bruttowertschöpfung auf 78 Milliarden 
Euro. 2 Nicht nur die Ausfallzeiten im Spe-
ziellen, auch die geringere Produktivität 
der arbeitenden Bevölkerung macht vie-
len Beteiligten zu schaff en.

Dabei befi ndet sich der Krankenstand seit 
Jahren auf sehr niedrigem Niveau. Nach 
Aussagen des Bundesgesundheitsminis-
teriums lag der Krankenstand in den ers-
ten sechs Monaten des Jahres 2009 bei 3,24 
Prozent. 3 Die krankheitsbedingten Fehlzei-
ten allein lassen jedoch nicht den Schluss 
zu, dass die Beschäftigten derzeit gesünder 
sind als in den Jahren vorher, dazu führen 
auch weitere Einfl ussfaktoren. 

Speziell psychische Erkrankungen wie 
Depressionen und Burnout haben in den 
letzten Jahren zugenommen. Auswertun-

gen von Krankenkassen bestätigen dies. 
Die ökonomischen Veränderungen und 
Restrukturierungsprozesse in den Unter-
nehmen verursachen bei den Beschäf-
tigten Zeit- und Leistungsdruck bei im-
mer dünner werdenden Personaldecken 
und komplexeren Aufgaben. Gleichzei-
tig nimmt die Angst vor Arbeitslosigkeit 
zu. In 84 Prozent der deutschen Betrie-
be arbeiten Beschäftigte dauerhaft un-
ter hohem Zeit- und Leistungsdruck. Be-
troff en sind in diesen Unternehmen nicht 
nur einzelne Beschäftigte mit speziellen 
Aufgaben, sondern mit durchschnittlich 
43 Prozent große Teile der Belegschaft. 4

Der Anteil psychischer Erkrankungen an 
den Frühberentungen hat sich seit 1985 
nahezu verdreifacht. „Psychische Krank-
heiten sind mittlerweile die wichtigste Ur-
sache von Erwerbsunfähigkeit.“5

In der derzeitigen Wirtschaftsphase brau-
chen Unternehmen mehr denn je leistungs-
starke und motivierte Beschäftigte. Eine 
gute Leistungsfähigkeit, Engagement und 
Identifi kation dürften sich auch in der Pro-
duktivität der Unternehmen und der Qua-
lität ihrer Produkte und Dienstleistungen 

positiv bemerkbar machen. Dies gilt für al-
le Unternehmen, egal ob klein oder groß. 
Vornehmlich Großunternehmen wie Ford, 
Daimler, RWE oder der Frankfurter Flugha-
fen, die entsprechende Strukturen und Res-
sourcen vorweisen, konnten bei der Einfüh-
rung von BEM teilweise hohe Erfolgs- und 
Wertschöpfungsquoten erzielen. 6  ▸ 
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„Eine Frühverrentung kann o�  verhin-
dert werden, wenn der Arbeitgeber
bei gesundheitlichen Beeinträch-
tigungen von Beschä� igten frühzeitig 
Gespräche mit den Betro� enen führt, 
Angebote macht und den Weg zurück 
an den Arbeitsplatz erleichtert.“

Dr. Friedrich Mehrho� , 
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung

 „Beschä� igungsfähigkeit ist eine 
maßgebliche und gemeinscha� liche 
Zukun� saufgabe. Immerhin sind die 
Unternehmen die Motoren unserer 
Wirtscha� , bei denen wir alle nahezu 
unser halbes Leben verbringen.“ 

Dr. Hans-Martin Schian, Reha-Experte
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Besonderes Augenmerk sollte jedoch auf 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 
gelegt werden. Mit einer Beschäftigtenzahl 
von bis zu 250 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern stellen diese über 90 Prozent aller 
Unternehmen, 70 Prozent aller Arbeitsplät-
ze und 50 Prozent der Wertschöpfung in der 
Bundesrepublik Deutschland. Angepasst 
an diese Zielgruppe ergab eine Studie, 7 an 
der 1.441 Unternehmen mit weniger als 250 
Beschäftigten teilnahmen, dass … 
… lediglich ein Drittel aller befragten 
Unternehmen den Begriff  „Betriebliches 
Eingliederungsmanagement“ kennen ... 
… hiervon wiederum einem Drittel die 
gesetzliche Regelung nach § 84 Absatz 2 
SGB IX unbekannt ist ...

Auch von Seiten der Sozialversicherungs-
träger hat die Einführung von BEM noch 
nicht zu einer „homogenen Aufbruch-
stimmung“ geführt. Dabei kann mit der 
Entwicklung von lösungsorientierten Pro-
zessschritten die Einführung eines BEM ge-
fördert werden. Projekte, die einen träger-
übergreifenden Ansatz vertreten, konnten 
bereits positive Ergebnisse aufzeigen. 8

BEM als integrativer Bestandteil 
betrieblicher Gesundheitspolitik
Einerseits ist eine strukturierte Prozess-Einerseits ist eine strukturierte Prozess-
beschreibung die Grundvoraussetzung 
für eine erfolgreiche Implementierung 
des BEM. Andererseits ist es nicht 
immer einfach, jedoch notwendig, 
diese Prozesse mit bereits beste-
henden aus benachbarten The-
mengebieten zu verknüpfen. Dies 
betriff t nicht nur die Abläufe zum 
Arbeits- und Gesundheitsschutz, 
zur betrieblichen Gesundheits-
förderung und zur alternsgerech-
ten Arbeitsgestaltung. Auch die 
in diesen Bereichen tätigen Akteu-
re müssen in Kommunikation und 
Kooperation treten. Es sollen mit 
BEM keine betrieblichen Parallel-

strukturen geschaff en werden, viel-
mehr sollen Prozesse effi  zient mitein-

ander verzahnt werden. Maßnahmen 
aus oben genannten Bereichen sind aus oben genannten Bereichen sind 

wichtige Aufgaben, die in einem Team wichtige Aufgaben, die in einem Team 
abgestimmt werden müssen. Ein „orga-abgestimmt werden müssen. Ein „orga-
nisierter kooperativer Suchprozess“, wie nisierter kooperativer Suchprozess“, wie 
KohteKohte 9 das BEM nennt –, ist Aufgabe ei-
nes Gesundheitsteams – eingebettet in ei-
nem konsensbasierten Miteinander von 
verantwortlichen Akteuren. § 84 SGB IX
ist nicht von ungefähr überschrieben mit 
Prävention. Die Vermeidung und die Chro-
nifi zierung von Erkrankungen ist Intenti-
on des BEM. Viele Eingliederungsfälle 
könnten sich im Vorfeld vermeiden las-
sen, nicht nur durch verhaltensgerechte 
oder verhältnisbedingte Prävention. Ei-
ne Kultur der Wertschätzung muss Ein-
zug in die Unternehmen halten, die Fair-
ness, Respekt und ein off enes Ohr für die 
Probleme der Belegschaft zulässt. Den 
Führungskräften kommt dabei eine ent-
scheidende Bedeutung zu. Sie sind der 
Schlüssel zu einem gesunden Unterneh-
men, wirtschaftlich und auch mit Blick 
auf die sozialen Werte. Nur müssen diese 
Führungskräfte in die Lage versetzt wer-
den, sozial führen zu können. Sind Ethik, 
Moral und Vertrauen mit Arbeit und Erfolg 
vereinbar oder sind dies Hirngespinste? 

Unternehmen erkennen das Potenzial
Waren es früher hauptsächlich die gro-
ßen Automobilkonzerne wie Daimler oder 
Ford, so lässt sich derzeit nicht nur ein 
gesteigertes Interesse erkennen, sondern 

ehrliche und engagierte Aktionen. Im 
Fahrwasser vieler Diskussionen und ver-
schiedener Initiativen konnten Unterneh-
men erreicht werden, die das Potenzial
eines BEM erkannt haben. Viele Unterneh-
men profi tieren dabei von Projekten und 
Leitfäden, die beispielsweise die Integra-
tionsämter oder die Gewerkschaften ent-
wickelten. Ein vom Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales (BMAS) geförder-
tes, bundesweites Projekt hat den Namen 
EIBE – Entwicklung und Integration ei-
nes Betrieblichen Eingliederungsmanage-
ments. Durch dieses Projekt konnten vie-
le Unternehmen Ideen zur Umsetzung des 
BEM, zur Entwicklung einer Betriebsver-
einbarung oder zur Beachtung des Daten-
schutzes in ihr Konzept einbauen. 

Das Projekt EIBE
Im Vordergrund einer Kooperation zwi-
schen dem iqpr und der Arbeitsgemein-
schaft Deutscher Berufsförderungswerke 
stand die Entwicklung eines Modells zur 
Implementierung des BEM (siehe Abbil-
dung 1). Aus anfänglicher Zurückhaltung 
und Skepsis wuchs die Überzeugung, dass 
der richtige Schritt zur richtigen Zeit un-
ternommen wurde – mitten in einer Wirt-
schaftsphase, die von Sozialplänen und 
einer Krise der berufl ichen Rehabilitation 
geprägt war. 

Die erarbeiteten Anwendungsroutinen 
und Produkte wurden in den Berufsförde-
rungswerken (BFW) auf ihre Praktikabili-
tät getestet. Die „Konfrontation“ mit dem 
Thema im eigenen Betrieb war entschei-
dend, um eine hohe Kompetenz als Basis 
für eine spätere Dienstleistung zu erlan-
gen. Aus der betrieblichen Praxis wurden 
zudem wissenschaftliche Erkenntnisse 
gewonnen, die Antworten auf oft gestell-
te Fragen gaben. Im weiteren Verlauf des 
Projekts wurden die entwickelten Modelle 
auf kleine und mittelgroße Unternehmen 
transferiert.

Der BEM-Prozess
Im Rahmen von EIBE wurden viele Ins-
trumente entwickelt, die nun verstärkt 
Einzug in den betrieblichen Alltag hal-
ten. Besonders die Praxishilfen als 
Teil eines umfassenden Manuals führ-
ten zu hoher Aufmerksamkeit und zur 
Integration in betriebliche Prozesse. 

Abbildung 1: Der EIBE-Kernprozess
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Unterstützung fi nden Unternehmen auch 
durch das detaillierte Datenschutzkonzept 
sowie Entwürfe einer Betriebsvereinba-
rung. Rechtliche Abhandlungen und Fra-
gen aus der Praxis, die vom virtuellen Ju-
risten „Juri Richter“ beantwortet wurden, 
runden einen wissenschaftlich geprägten 
Erfahrungsbericht ab. 

15 BFW konnten nach CBDMATM 10 erfolg-
reich zertifiziert werden. Das Berufsför-
derungswerk Stralsund – das nach den 
Ford-Werken als zweites Unternehmen in 
Europa zertifi ziert wurde, hat im Herbst 
2009 bereits erfolgreich das Wiederho-
lungsaudit bestanden. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, 
dass es nicht das standardisierte Betrieb-
liche Eingliederungsmanagement für alle 
Unternehmen gibt!

∙  BEM ist ein Entwicklungsprozess
∙  BEM bedarf einer individuellen Anpas-

sung an Strukturen, an bestehende Pro-
zesse und Kompetenzen.

∙  BEM muss zur jeweiligen Unterneh-
menskultur passen – unter Wahrung 
einer Mindestkonfi guration!

Der überarbeitete Leitfaden 11 wird im Früh-
jahr 2010 kostenlos zur Verfügung gestellt 
– die Autoren dieses Artikels helfen allen 
Interessenten gerne bei Anfragen weiter. 

BEM – eine zusätzliche Last für 
kleine Unternehmen?
Eine große Herausforderung stellt das 
BEM für die Zielgruppe der kleinsten, 
kleinen und mittleren Unternehmen dar. 

Das Gesetz macht mit Blick auf die Unter-
nehmensgröße oder Branche keinen Un-
terschied. Aufgrund knapper Ressourcen 
können kleinere Unternehmen keine Ge-
sundheitsteams bilden oder sich einge-
hend mit Strukturen und Prozessen aus-
einandersetzen. 

Die Erfüllung des gesetzlichen Auftrags ist 
in kleineren Unternehmen somit beson-
ders schwierig. Sie sind in der Regel nicht 
gewerkschaftlich organisiert, je nach Situa-
tion wird auch selten ein externer Betriebs-
arzt aktiv, und die Träger von Prävention 
und Rehabilitation haben kaum Zugang zu 
dieser Zielgruppe. Auch der Datenschutz 
stellt oft eine große Hürde bei möglichen 
Maßnahmen dar. Den Unternehmen blei-
ben viele Leistungen der Träger verwehrt, 
da der Nutzen sich zum Aufwand für die 
einzelnen Träger kaum darstellen bezie-
hungsweise rechtfertigen lässt. Ein syste-
matisches Betriebliches Eingliederungsma-
nagement im Unternehmen ist somit nur 
schwer realisierbar. Es bedarf der Unter-
stützung durch externe Lotsenstellen, wie 
sie im Projekt „Gesunde Arbeit“ 12 bereits 
pilotartig installiert wurden. 

Der besondere Charme dieses Projekts 
ist das Angebot, einen kompetenten An-
sprechpartner für sämtliche betrieblichen 
Gesundheitsfragen vorzuhalten, der wiede-
rum auf ein breites Dienstleisternetzwerk 
und auf viele strategische Partner zurück-
greifen kann. So muss nicht für jeden The-
menbereich ein separater Fachberater ein-
geschaltet werden, für den Fall der Fälle ist 
ein kompetenter Ansprechpartner univer-
sell und kostenlos kontaktierbar. 

Es können sich auch Kooperationsmodel-
le mit und in Industriegemeinschaften, mit 
Wirtschaftsverbänden, Kreishandwerker-
schaften und Innungen oder mit Kammern 
ergeben, in denen sich viele kleine Unter-
nehmen zu aktuellen betrieblichen Gesund-
heitsthemen wie auch zum BEM informie-
ren können. Diese Modelle befinden sich 
zurzeit noch in den Kinderschuhen – ge-
winnen aber zunehmend an gesundheitspo-
litischer Bedeutung. Das Projekt „Gesunde 
Arbeit“ engagiert sich auch auf dieser Ebe-
ne, um kleinen und mittleren Unternehmen 
– dem Rückgrat der deutschen Wirtschaft – 
betriebliche Gesundheitsdienstleistungen 
leichter zugänglich zu machen. 

Gesunde Arbeit – 
ein innovatives Angebot
Aus der Idee einer unabhängigen und viel-
fältig vernetzten, regionalen Ansprechstel-
le heraus wurde „Gesunde Arbeit“ geboren. 
Dabei ist der Name Programm: Gesunde Ar-
beit – eine wichtige Voraussetzung für den 
Unternehmenserfolg. Gerade in der aktuel-
len Finanz- und Wirtschaftskrise setzt das 
vom Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales und der Initiative Neue Qualität der 
Arbeit (INQA) geförderte Projekt positive 
Zeichen: Für alle gesundheitlichen Frage-
stellungen im Betrieb benötigen Unterneh-
men nur noch einen Ansprechpartner!  ▸ 

*
7 Unverö� entlichte Studie des Instituts 
 für Qualitätssicherung in Prävention 
 und Rehabilitation (iqpr) (2008) im 
 Rahmen des Projekts „Gesunde Arbeit“ 
 (www.gesunde-arbeit.net).

8 EIBE, Gesunde Arbeit, Studie der DRV in 
 den Modellregionen Teltow und Berlin-
 Lichterfelde, siehe auch Leitfäden des 
 Deutschen Gewerkscha� sbundes und der 
 Integrationsämter.

9 Kohte, W.: Rechtliche Grundlagen und 
 Urteile zur Prävention, Betriebliches Ein-
 gliederungsmanagement und Gesundheits-
 förderung. In: Giesert, M. (Hrsg.), 
 Prävention: Pflicht & Kür. Gesundheitsför-
 derung und Prävention in der betrieblichen 
 Praxis, Hamburg 2008. 

10 CBDMATM – Consensus Based Disability 
 Management Audit; näheres unter: 
 www.disability-manager.de.

11 Näheres unter: www.eibe-projekt.de

12 Näheres unter: www.gesunde-arbeit.net
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„Mitarbeitergesundheit ist ein 
zunehmend wichtiger Baustein für 
den Erhalt und die Verbesserung 
zukün� iger Wettbewerbsfähigkeit 
– auch wenn diese Erkenntnis 
derzeit in vielen Betrieben aufgrund 
brennender tagesaktueller Entwick-
lungen noch verdrängt wird.“

Bodo Schwarz, Geschä� sführer Bundesverband 
mittelständische Wirtscha�  (BVMW)
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Neben der Lotsenfunktion koordiniert 
„Gesunde Arbeit“ auf Wunsch der Un-
ternehmen die unterschiedlichen Dienst-
leister. Damit wird vermieden, dass sich 
Berater in den Unternehmen die Türklin-
ke in die Hand geben und so eine Diff u-
sion von Informationen vorliegt, die den 
Unternehmen den Gesamtüberblick ver-
nebelt.

Und so einfach kann und muss es 
funktionieren:

Schritt 1: Der 
Unternehmer schildert 
sein Anliegen telefonisch.

Schritt 2: „Gesunde Arbeit“ zeigt indivi-
duelle Lösungswege auf und stimmt die-
se unbürokratisch mit dem Unternehmen 
ab.

Schritt 3: „Gesunde Arbeit“ organisiert die 
Umsetzung der Lösung mit Unterstützung 
kompetenter Partner.

In diesem Projekt sind die Sozialversiche-
rungsträger, die Integrationsämter, viele 
Berufs- und Branchenverbände, Kam-
mern und Innungen eng in die Entwick-
lung und Kommunikation einbezogen. 
Auch hier spielt die Deutsche Gesetzli-
che Unfallversicherung eine besondere 
und unterstützende Rolle. Einen großen 
Vorteil bietet das Projekt auch für Städ-
te und Kommunen: Sie profitieren von 
einer gesteigerten Standortattraktivität 
und der damit verbundenen Motivation 
für Unternehmen, sich in „gesunden Re-
gionen“ anzusiedeln. Auch für Existenz-
gründer kann dies ein entscheidender 
Auslöser sein.

Die Bündelung von Dienstleistungen bie-
tet kleinen und mittleren Unternehmen 
große Vorteile – vorausgesetzt das Ange-

bot ist barrierefrei, schnell, unabhängig 
und am besten kostenlos gestaltet. Hier 
kann auch die Erstberatung zum BEM ei-
ne wesentliche Rolle einnehmen. Weitere 
Handlungsfelder, die durch „Gesunde Ar-
beit“ abgedeckt werden, sind die Betrieb-
liche Gesundheitsförderung, Arbeits- und 
Gesundheitsschutz, die Integration be-
ziehungsweise Inklusion von Menschen 
mit Behinderungen und demographiefes-
te Personalpolitik. Die Aufklärung über 

Möglichkeiten zu zum Möglichkeiten zu zum 
Teil kostenfrei-Teil kostenfrei-

en Präventi-en Präventi-
onsleistun-onsleistun-
gen gehört 
ebenso zum ebenso zum 
R e p e r t o i r e R e p e r t o i r e 

w i e  d i e  B e -w i e  d i e  B e -
ratung zum Un-ratung zum Un-

ternehmermodell für ternehmermodell für 
Unternehmen mit in der Re-Unternehmen mit in der Re-

gel weniger als 50 Beschäftigten. gel weniger als 50 Beschäftigten. 
Informationen, Broschüren und Trai-

ler zum Projekt sind kostenlos unter 
www.gesunde-arbeit.net abrufbar.

10 praktische Tipps zur 
BEM-Einführung
Aus vielen Ergebnissen konkreter Praxis-
beispiele lassen sich Tipps ableiten, die 
für alle Unternehmen, unabhängig von  
ihrer Tradition, Größe oder Branche Gel-
tung haben dürften:

1.  Stellen Sie ein Team aus verantwort-
lichen Akteuren zusammen, die sich 
kontinuierlich mit dem Thema „Be-
triebliche Gesundheit“ auseinander-
setzen.

2.  Wählen Sie aus dem Team einen ver-
antwortlichen Ansprechpartner.

3.  Legen Sie konkrete und erreichbare Zie-
le innerhalb bestimmter Zeitetappen im 
Team fest!

4.  Erstellen Sie einen betriebstypischen 
Prozess und stimmen Sie diesen mit 
internen und externen Partnern ab.

5.  Entwickeln Sie als vertrauensbildende 
Maßnahme ein Konzept zur Einhaltung 
des Datenschutzes.

6.  Sorgen Sie für Transparenz! Informie-
ren Sie die Belegschaft über das Be-
triebliche Eingliederungsmanagement, 
über Strukturen und Prozesse.

7.  Versuchen Sie, die praktische Einglie-
derungsarbeit zu Beginn mit potenziell 
erfolgreichen Praxisbeispielen zu star-
ten, und machen Sie diese im Unterneh-
men bekannt!

8.  Binden Sie externe Partner aus den 
Bereichen der Sozialversicherung, der 
Verbände und privaten Gesundheits-
dienstleister in Ihr Konzept ein.

9.  Nutzen Sie die Macht der Medien auch 
als imagefördernde Maßnahme. 

und:
10. Nutzen Sie die Möglichkeiten des 

§ 84 Abs. 3 SGB IX, sofern Sie die Punkte
1 bis 9 professionell und erfolgreich 
umgesetzt haben. Prämien der Rehabi-
litationsträger und des Integrationsam-
tes könnten Lohn Ihrer Arbeit sein.

Bedeutend ist der betriebsinterne Entwick-
lungsprozess, der in allen Unternehmen 
geleistet werden muss und einhergeht mit 
der Kompetenzentwicklung der verant-
wortlichen und handelnden Personen. 

In vielen Unternehmen sind die betrieb-
lichen Know-how-Träger bereits vorhan-
den. Hier gilt es, den Kommunikations-
prozess untereinander herzustellen und 
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Abbildung 2:

„Das Angebot von „Gesunde Arbeit“ 
� nde ich sehr nützlich. Dadurch, dass
die Arbeitswelt immer fordernder 
wird, ist es unerlässlich, auf die 
Gesundheit seiner Mitarbeiter zu 
achten. Letztendlich kommt das 
dem eigenen Betrieb zugute.“

Peter Gebhard, Geschä� sführer der Firma Gebkon
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die Kompetenzen im Sinne eines guten 
Wirkungsgrades zu bündeln.

Und wie sieht es für kleine und mittlere 
Unternehmen aus, die die unter Punkt 1 
bis 9 beschriebenen Voraussetzungen al-
lein aufgrund ihrer Betriebsgröße nicht 
erfüllen können? Sie sollten eine vertrau-
ensvolle und neutrale Ansprechperson 
haben, die von externer Seite bei Bedarf 
entsprechend der Schritte 1 bis 9 vorgeht 
und das Unternehmen entlastet. Diese 
Ansprechperson sollte soweit wie möglich 
unbürokratisch, unabhängig und träger-
übergreifend agieren. Unternehmen kön-
nen im Rahmen einer Basisqualifi zierung 
von maximal vier Stunden die notwendi-
gen Kenntnisse vermittelt bekommen. So-
mit wird es den Unternehmen ermöglicht, 
sich auf das Kerngeschäft konzentrieren 
zu können. Das Projekt „Gesunde Ar-
beit“ 13 hat den Prozess bereits vorkonfi gu-
riert und ist in der Lage, das breite Spek-
trum der Prävention und Rehabilitation 
qualifi ziert und gemeinsam mit den Sozi-
alversicherungsträgern, den Integrations-
ämtern und vielen weiteren strategischen 
und operativen Partnern anzubieten. 

Und noch ein Tipp!
Ohne Konsens unter den Sozialpart-
nern wird weder ein BEM erfolgreich 
umgesetzt, noch können nachhalti-
ge betriebliche Gesundheitsstrukturen 
vertrauensvoll aufgebaut werden. Ein 
systematischer und präventiver Ansatz 
setzt die aktive Mitarbeit aller beteilig-
ten betrieblichen und überbetrieblichen 
Akteure voraus. Im Rahmen vieler Unter-
nehmensberatungen haben sich Work-
shops besonders bewährt.

Bei der Einführung eines Betrieblichen 
Eingliederungsmanagements unter-
stützt ein Workshop als Teil ressourcen-
orientierter und gesundheitsfördernder 
Unternehmenspolitik. Er führt wichtige 
betriebliche Akteure zusammen, mit de-
nen unternehmensspezifi sche Ziele und 
Prozesse gemeinsam entwickelt werden. 
Der Workshop zeigt rechtliche Rahmen-
bedingungen auf, führt durch die Grund-
lagen der Prozesse unter Beachtung des 
Datenschutzes und zeigt praktische Hil-
fen auf, wie Unternehmen ein Mindest-
maß an Information bei hohem Wir-
kungsgrad nutzen können. Ziel ist dabei 
auch die Schaffung einer präventiven 
Unternehmenskultur, die betriebliche 
Gesundheit als wichtige Stellschraube 
zukünftiger Wettbewerbsfähigkeit in ei-
nem kritischen Wirtschaftsumfeld vor-
sieht. In praktischen Beispielen wird den 
Beteiligten der Nutzen bei nur geringem 
Aufwand dargestellt sowie die Angst vor 
neuer Bürokratie und Gesetzeszwang ge-
nommen – nähere Informationen beim 
Autor.

Ein Blick nach vorne 
– ist schon alles getan?
Die Krise als Chance am Schopf packen. 
Es ist noch lange nicht alles getan – we-
der für eine fl ächendeckende Verbreitung 
von BEM noch für eine Sensibilisierung 
der Unternehmen in Sachen betriebli-
che Gesundheit. Hier gilt es noch viel 
zu tun. Die Deutsche Gesetzliche Un-
fallversicherung hat sich unter anderem 
als Protagonist des weltweit verbreiteten 
und standardisierten Disability Manage-
ments besonders etabliert. Die Politik 
und die Sozialversicherungen sind nun 
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Birgit Jastrow
Wissenscha� liche Mitarbeiterin der 
iqpr-Geschä� sstelle in München
E-Mail: jastrow@iqpr.de
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Harald Kaiser
Leiter der iqpr-Geschä� sstelle in 
München, Institut für Qualitäts-
sicherung in Prävention und Reha-
bilitation
E-Mail: kaiser@iqpr.de

gleichermaßen gefordert, für mehr Prä-
vention in den Unternehmen, aber auch 
für die Bedeutung von Gesundheit als 
wichtigem Querschnittsbereich zwischen 
Familie und Beruf, unter Schaffung ge-
sundheitsförderlicher Rahmenbedingun-
gen zu werben. Hierzu müssen die Medi-
en noch stärker involviert werden, denn 
durch präventive Maßnahmen lassen sich 
Kosten und viel Ärger vermeiden und die 
Wirtschaftskraft stärken. Letztendlich ist 
Gesundheit die Basis für Zufriedenheit 
und Erfolg und kommt allen zuGute. ●

*
13 Näheres unter: www.gesunde-arbeit.net
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„Wir unterstützen „Gesunde Arbeit“,
weil es unser Anliegen ist, die 
Landeshauptstadt Dresden als 
einen lebenswerten und gesunden 
Ort für alle Einwohner zu gestalten 
und als guten Standort für Wirt-
scha� sunternehmen zu erhalten 
und auszubauen.“

Martin Seidel, Bürgermeister der Stadt Dresden
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Kleine und mittlere Unternehmen

BG ETEM: 
Überzeugungsarbeit in Sachen BEM

Studien haben gezeigt, dass sich Großbetriebe nach Einführung des § 84 SGB IX recht intensiv mit 
dem Thema Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) beschä� igt haben 1. Aber wie steht es 
um das BEM in den Klein- und Mittelbetrieben? 

e kleiner das Unternehmen, desto 
geringer ist die Wahrscheinlichkeit, 
dass irgendwann ein BEM notwen-
dig wird. Da überrascht es kaum, 

dass der Begriff  „Betriebliches Einglie-
derungsmanagement“ vielen Klein- und 
Mittelbetrieben weitgehend unbekannt 
ist 2. Nur jedes zweite Unternehmen ver-
fügt über ein System zur Erfassung der 
Fehlzeiten. Das Institut für Qualitätssi-
cherung in Prävention und Rehabilitation 
an der Deutschen Sporthochschule Köln 
(IQPR) kommt deshalb zu dem Schluss, 
dass die Betriebliche Wiedereingliede-
rung im Bedarfsfall häufi g zu spät oder 
gar nicht eingeleitet wird. 

Ein zunächst erschreckendes Ergebnis, 
denn zweifelsohne sind unsere Mitglieds-
betriebe beziehungsweise alle Unterneh-
men inzwischen gesetzlich verpfl ichtet. 
Beruhigend sind deshalb die vielen An-
fragen von Arbeitgebern, die sich allein 
aufgrund ihrer Fürsorgepflicht darum 
bemühen, Mitarbeiter trotz gesundheitli-
cher Einschränkungen weiterzubeschäf-
tigen. Als Gründe hierfür werden immer 
wieder das familiäre Milieu, die langjäh-
rige Betriebszugehörigkeit und das Fach-
wissen insbesondere älterer Arbeitneh-
mer angegeben. 

Der „gute Wille“ ist also da. Allein zwei zen-
trale Probleme tauchen immer wieder auf:
1.  Wer bietet Unterstützung bei der be-

trieblichen Wiedereingliederung von 
Beschäftigten, die häufi g oder für län-
gere Zeit erkrankt sind? Oft mangelt es 
Arbeitgebern an den notwendigen In-
formationen über Möglichkeiten medi-
zinisch-berufl icher Intervention, Hilfen 
bei der Anpassung eines Arbeitsplatzes 
und sonstigen Fördermöglichkeiten.

2.  Wie können leistungsgewandelte Mitar-
beiter in kleinen und mittleren Betrieben 
weiterhin eingesetzt werden, insbeson-
dere dann, wenn es ad hoc kaum Al-
ternativen zum alten Arbeitsplatz gibt? 

Trotz verschiedener erfolgreicher Bei-
spiele ist die Skepsis immer noch groß.

Aus Sicht der BG ETEM galt es diese bei-
den Fragestellungen anzugehen.

Über BEM informieren – Ein Projekt 
im Thüringer Elektrohandwerk
Dass die betriebliche Wiedereingliederung 
eines Mitarbeiters viele Chancen auch für 
den jeweiligen Kleinbetrieb selbst bietet, 
ist unbestritten. Nicht mangeln sollte es 
deshalb an den notwendigen Informa-
tionen und der Unterstützung durch ex-
terne Dritte. Der Landesinnungsverband 
Elektro technik, Informationstechnik 

Abbildung 1: Durchschnittliche Alters-
verteilung der Beschä� igten bei einer 
Betriebsgröße von acht Mitarbeitern
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●  0,7 Mitarbeiter unter 20 Jahren
●  1,5 Mitarbeiter im Alter von 20 bis 29 Jahren
●  1,9 Mitarbeiter im Alter von 30 bis 39 Jahren
●  2,0 Mitarbeiter im Alter von 40 bis 49 Jahren
●  1,9 Mitarbeiter im Alter von 50 bis 59 Jahren
●  0,3 Mitarbeiter, die 60 Jahre und älter sind

 = 8 Mitarbeiter = 8 Mitarbeiter
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3,5 %
8,8 %

17,7 %

22,6 %
24,3 %
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Gelungene Wiedereingliederung im Elektrohandwerk
Bereits seit 28 Jahren war Karl S., 52 Jahre, als Elektriker in 
einem Elektrohandwerksbetrieb in Thüringen tätig – bis er 
2008 aufgrund eines Bandscheibenvorfalls arbeitsunfähig 
wurde.

Leider besserte sich selbst nach mehreren Wochen Arbeits-
unfähigkeit die gesundheitliche Situation von Karl S. nicht, so 
dass zunächst eine medizinische Rehabilitation in einer Fach-
klinik erfolgte. Nach dem Aufnahmegespräch und der ersten 
ärztlichen Untersuchung stand fest, dass Karl S. seinen Be-
ruf als Elektriker in der bisherigen Form nicht mehr ausüben 
kann. Wie es beruflich weitergehen sollte, war zunächst un-
klar – eine sehr belastende Situation für Karl S. Geholfen hat 

ihm hier das Gespräch mit einem Reha-Fachberater der Deut-
schen Rentenversicherung (DRV) Mitteldeutschland.

Umgehend nahm der Reha-Fachberater mit Einverständnis 
von Karl S. Kontakt zu dessen Arbeitgeber auf. Auch diesem 
lag viel an der Weiterbeschä� igung von Karl S.. Gemeinsam 
wurde eine Lösung gefunden. Das neue Tätigkeitspro� l von 
Karl S.: Au� ragsbearbeitung, Baustellenüberwachungen, La-
gertätigkeiten verbunden mit körperlich leichten Arbeiten und 
zum Teil auch das Erstellen von Ausschreibungen. Um dem 
gerecht werden zu können, erhielt Karl S. von der DRV wohn-
ortnah eine berufsbegleitende Quali� zierung im kaufmänni-
schen Bereich bewilligt – eine lohnende Investition in seine 
berufliche Zukun� .  (Quelle: DRV Mitteldeutschland 2009)
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Ina Ölschläger
Referentin Arbeitsbedingte 
Gesundheitsgefahren, Berufs-
genossenscha�  Energie Textil 
Elektro Medienerzeugnisse 
E-Mail: oelschlaeger.ina@bgetem.de

und Elektromaschinenbau Thüringen, 
die Deutsche Rentenversicherung Mittel-
deutschland, die IKK Thüringen sowie die 
BG ETEM haben sich deshalb zu dem Pro-
jekt „Betriebliches Gesundheitsmanage-
ment im Thüringer Elektrohandwerk“ zu-
sammengeschlossen.

Einer durch den Projektverbund initiier-
ten Befragung zufolge sind bereits jetzt 
zirka 25 Prozent der im Thüringer Elekt-
rohandwerk Beschäftigten über 50 Jahre 
alt (siehe Abbildung 1). Gleichzeitig ge-
ben 17 Prozent der Betriebe an, dass sie 
in der Vergangenheit längere Fehlzeiten 
von Mitarbeitern zu verzeichnen hatten, 
wobei 43 Prozent der Fälle auf Belastun-
gen am Arbeitsplatz zurückzuführen wa-
ren. Auf leistungsgewandelte Mitarbeiter 
verzichten und dafür auf nachrückende 
Generationen zurückgreifen? Angesichts 
des spürbaren Fachkräftemangels eine 
problematische Option. Zwei Drittel der 
Betriebe haben Schwierigkeiten, bei Be-
darf Fachkräfte zu fi nden. Ein möglicher 
Ausweg ist die Betriebliche Wiedereinglie-
derung langzeiterkrankter Beschäftigter. 

Unterstützungsmöglichkeiten diesbezüg-
lich gibt es genügend – für Arbeitgeber und 
Betroffene sind diese jedoch nur schwer 
zu überblicken. Ein eigens auf das Elekt-
rohandwerk zugeschnittener, vom Projekt-
verbund erarbeiteter Flyer soll die notwen-
digen Informationen liefern: Wer steht als 
Ansprechpartner zur Verfügung? Welche 

Möglichkeiten der betrieblichen Wieder-
eingliederung gibt es? Was sind „Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben“?

Weitergegeben wurde dieser Flyer direkt 
über den Landesinnungsverband, der en-
gen Kontakt zu den Handwerksbetrieben 
hat. Darüber hinaus ist die Einbeziehung 
des Themas Betriebliche Wiedereingliede-
rung in die Unternehmermodell-Seminare 
der BG ETEM geplant.

Betriebe von den Erfolgschancen des 
BEM überzeugen
Neben der Weitergabe von Informationen 
gilt es, die bestehenden Vorurteile und 
Einwände gegen BEM abzubauen. Zahlrei-
che Praxisbeispiele zeigen, dass Betriebli-
che Wiedereingliederung auch in kleine-
ren Betrieben möglich ist (siehe Kasten). 

Noch vorhandene Vorbehalte von Klein- 
und Mittelbetrieben gegenüber BEM 
sind durchaus nachvollziehbar. Gleich-
zeitig bekommen gerade diese Betriebe 
den demographischen Wandel heute und 
auch in Zukunft immer mehr zu spüren. 
Umso wichtiger ist es, dass Beschäftigte 
möglichst lange und gesund im Betrieb 
gehalten werden. Zahlreiche Praxisbei-
spiele zeigen: Es ist schwer, aber nicht 
unmöglich! ●

 Niehaus, M.; Magin, J.; Marfels, B./Vater, 
 E. G.; Werkstetter, E.: Betriebliches Einglie-
 derungsmanagement. Studie zur Umsetzung 
 des Betrieblichen Eingliederungsmanage-
 ment nach § 84 Abs. 2 SGB IX, Köln 2008.

 Zelfel, R.; Alles, T.; Weber, A.: Gesunde Arbeit
 in kleinen und mittleren Unternehmen. Ergeb-
 nisse einer Befragung zum Stand und Bedarf 
 bei kleinen und mittleren Unternehmen, Köln 
 2008, unverö� entlichtes Manuskript.

 Berufsgenossenscha�  Energie Textil Elektro 
 Medienerzeugnisse: Schritt für Schritt zurück
 in die Arbeitswelt. Betriebliche Wiederein-
 gliederung im Elektrohandwerk, Köln 2008.

*
1 vgl. Niehaus et al. 2008.

2 vgl. Zelfel et al. 2008.
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Klein- und Mittelunternehmen stehen immer wieder vor der Notwendigkeit, Hilfestellung bei der 
Beratung und Begleitung leistungsgewandelter Mitarbeiter zu erhalten. Der Rehabilitations-Dienst 
der Gen Re betreut seit mehreren Jahren einige dieser Unternehmen. 

Betriebliches Eingliederungsmanagement 

Begleitung und Beratung von KMU 

n Zeiten der Wirtschaftskrise stehen 
in Klein- und Mittelunternehmen 
(KMU) Themen wie psychosoziale 

Gesundheit, soziales Engagement und 
Verantwortung nicht offensichtlich im 
Fokus. Vielmehr sind konjunkturelle Fra-
gen und wirtschaftliche Aspekte Schwer-
punkte des unternehmerischen Handelns. 
Um ein Thema wie Betriebliches Einglie-
derungsmanagement (BEM) in einem 
KMU zu platzieren, ist es wichtig, darauf 
aufmerksam zu machen, dass der Auf-
schwung eher mit gesunden, motivierten 
und qualifi zierten Beschäftigten gelingt. 
Damit werden Mitarbeiter immer mehr 
zum entscheidenden Faktor für bessere 
Wettbewerbsfähigkeit und Wachstum. Ge-
rade hier belegen die Erfahrungen, dass 
in KMU das Verantwortungsbewusstsein 
für die Mitarbeiter häufi g besonders aus-
geprägt ist. In einer Vielzahl von Unter-
nehmen zeigt sich, dass, im Rahmen des 
Möglichen, gute Arbeitsbedingungen ge-
schaffen werden, 
um so die Grundla-
gen für Wohlbefi n-
den, Zufriedenheit 
und Ideenreich-
tum zu schaffen 
und damit die Mit-
arbeiterbindung 
zu erhöhen. Durch 
ein strukturiertes BEM können die Mög-
lichkeiten verbessert werden, Gesund-
heit, Leistungsfähigkeit und Motivation 
der Mitarbeiter stärker zu fördern. Eine 
Herausforderung stellt gerade für KMU 
insbesondere die Auswirkung der demo-
grafi schen Entwicklung dar. Der Fachkräf-
temangel ist vorprogrammiert, ältere Ar-
beitnehmer müssen stärker als bisher in 
den Unternehmen gehalten werden. Dies 
wird im Einzelfall häufi g sofort spürbar. 

Bekanntheitsgrad fördern
Umso erstaunlicher sind die Ergebnisse ei-
ner Befragung des Instituts für Qualitäts-
sicherung in Prävention und Rehabilitati-
on GmbH (iqpr), Köln aus dem Jahr 2008. 
Danach kennen lediglich 34,2 Prozent der 
befragten Unternehmen (KMU) den Begriff  
des BEM. Von diesen 34,2 Prozent kennen 
lediglich 32,5 Prozent die zugrunde liegen-
de gesetzliche Vorschrift des § 84 Abs. 2 
SGB IX. Vor diesem Hintergrund zeigt 
sich, wie wichtig die Öffentlichkeitsar-
beit zu diesem Thema ist. Leider zeigt sich 
aber auch, dass die bisherigen Initiativen 
hier noch keinen durchgreifenden Erfolg 
bringen konnten. 

Umsetzung in der Praxis schwierig
In der Praxis fehlt es in den Unternehmen 
regelmäßig an den Voraussetzungen für 
ein strukturiertes Vorgehen im Betriebli-
chen Eingliederungsmanagement (BEM). 
Damit ist eine qualifi zierte und intensive 

Hilfestellung für ei-
nen Mitarbeiter mit 
gesundheitlichen 
Problemen häufig 
nicht zu realisieren. 
Daher benötigen 
die KMU zu allen 
Fragen der Gesund-
heitsförderung und 

des BEM die Unterstützung der Sozialversi-
cherungsträger beziehungsweise externer 
Dienstleister. Gerade aber die Einbindung 
der zuständigen Leistungsträger ist in un-
serem deutschen gegliederten System der 
Sozialversicherungsträger eine ganz be-
sondere Herausforderung. In der jetzigen 
Phase, in der sich viele Träger intern umor-
ganisieren, sei es durch Fusionen bei den 
Krankenkassen oder Berufsgenossenschaf-
ten oder durch Umstrukturierungen bei der 

I

Infolge der demographischen 
Entwicklung ist der Fachkrä� e-
mangel vorprogrammiert, 
ältere Arbeitnehmer müssen 
daher stärker in den Unter-
nehmen gehalten werden.
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Deutschen Rentenversicherung oder der  
Agentur für Arbeit, ist es schwierig, den 
zuständigen Ansprechpartner zu finden 
und einzubinden. 

Informationsangebote nutzen
Den KMU müssen die Angebote und Inhal-
te des BEM und die Angebote der entspre-

chenden Dienstleister aufgezeigt werden. 
Häufig kann die Neugier der Unterneh-
men durch die Teilhabe an den positiven 
Erfahrungen anderer Unternehmen ge-
weckt werden. Insoweit ist es sinnvoll, er-
folgreiche Initiativen mit einzelnen Unter-
nehmen in den Unternehmensnetzwerken 
zu publizieren. Weiterhin ist es zwingend 

notwendig, den KMU Informationen über 
passgenaue Angebote für das Unterneh-
men zukommen zu lassen. Hierzu könnten 
die Anbieter von BEM zusammenarbeiten. 
Auch eine Kooperation der im BEM einge-
setzten Certifi ed Disability Management 
Professionals (CDMP) mit vermehrter Öf-
fentlichkeitsarbeit des Vereins der zertifi -
zierten Disability-Manager Deutschlands 
e. V. (VDiMa) könnte hilfreich sein. Bemer-
kenswert ist, dass von einzelnen Betriebs-
krankenkassen (BKKen) verstärkt dieser 
Ansatz durch Informationstage für Arbeit-
geber umgesetzt wird. Den Arbeitgebern 
können in dieser Form kompakte Informa-
tionen zu den sozialen Sicherungssyste-
men und den bestehenden Leistungsange-
boten unterbreitet werden. Auch externe 
Dienstleister des BEM können vorgestellt 
werden. Das Angebot wird mit Interesse 
von den Arbeitgebern angenommen. 

Bedarfsanalyse erforderlich
Die Installation und Umsetzung des BEM 
in KMU stellt eine besondere Herausfor-
derung dar. Betriebsvereinbarungen, Be-
triebsrat, und regelmäßige Präsenz des 
Betriebsarztes sind häufi g nicht gegeben. 
Im Gegensatz zu Großunternehmen fi nden 
wir in KMU oft keine Erfahrungen, Kennt-
nisse und Ressourcen zu den vielfältigen 
Unterstützungsleistungen. Nachdem der 
Kontakt zu einem Unternehmen herge-
stellt ist, ist es daher zunächst wichtig, die 
wesentlichen Themen im Unternehmen zu 
defi nieren und mit einem Ansprechpart-
ner eine Strukturierung vorzunehmen. So 
kann eine vertrauensvolle Zusammenar-
beit geschaff en werden, die letztlich dazu 
führt, dass ein kunden- und bedarfsorien-
tiertes Verfahren installiert werden kann, 
welches unbürokratisch und lösungsori-
entiert arbeitet und eine regelmäßige Er-
reichbarkeit sicherstellt. 

Positive Erfahrungen mit BEM
Der Alltag im Unternehmen fordert den 
Arbeitgeber und die Arbeitnehmer regel-
mäßig: Ein 48-jähriger Mitarbeiter, der 
wesentlichen Anteil am Aufbau des Un-
ternehmens hat, erkrankt schwer an den 
Folgen eines Herzinfarktes. Im Betrieb ist 
die Bestürzung groß, ebenso wie die Be-
reitschaft zur Hilfe. Aber wie? ▸ 
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Der Arbeitgeber hatte durch einen be-
freundeten Betrieb von den Möglich-
keiten eines externen Dienstleisters er-
fahren, der bereit ist, im Einzelfall eine 
Unterstützung des Unternehmens und 
der Mitarbeiter im BEM anzubieten. Nach 
kurzfristiger Kontaktaufnahme ist der 
Unternehmer bereit, seinem Mitarbeiter 
diese Hilfestellung anzubieten. Nach-
dem Arbeitgeber und Mitarbeiter über 
die grundsätzlichen Möglichkeiten infor-
miert worden sind, erfolgen die weiteren 
Gespräche zunächst mit dem Mitarbeiter, 
insbesondere unter Berücksichtigung der 
datenschutzrelevanten Informationen. 
Dem Mitarbeiter kann in Abstimmung 
mit den Sozialversicherungsträgern (SVT) 
nach der Akutversorgung ein spezielles 
Trainingsprogramm angeboten werden, 
welches in einem bestimmten Zeitraum 
durchgeführt wird. Dies führt zu einer 
deutlichen Stabilisierung des Herz-Kreis-
lauf-Systems und zu einer verbesserten 
Ausdauerleistung. Nach erfolgreichem 
Abschluss des Trainingsprogramms er-
folgt unter Fortführung ambulanter Maß-
nahmen eine stufenweise Wiedereinglie-
derung an den bisherigen Arbeitsplatz, 
die abschließend zu einer dauerhaften 
Wiedereingliederung führt. 

Parallel wird der Arbeitgeber über die 
grundsätzlichen Möglichkeiten des BEM 
im Unternehmen informiert. So und auf-
grund der praktischen Erfahrungen kann 
der Unternehmer für den Gedanken des 
BEM gewonnen werden und zeigt sich of-
fen für die Implementierung. Nachfolgend 
werden die notwendigen Schritte bespro-

chen und abgestimmt, so dass heute ein 
funktionierendes BEM unter Einbindung 
eines externen Dienstleisters im Unter-
nehmen dauerhaft vorhanden ist. 

Erfolgreiche Einführung und Sicher-
stellung von BEM in KMU
Wesentlich sind hierbei folgende Schritte: 
∙  Erkenntnis zum Bedarf einer Unterstüt-

zung
∙  Angebot eines Dienstleisters
∙  Einleitung unbürokratischer und eff ek-

tiver Verfahren
∙  Benennung eines Ansprechpartners
∙  Schaff ung von Akzeptanz im Unterneh-

men
∙  Transparenz
∙  Wirtschaftlichkeit

Die Leitung des Unternehmens bekennt 
sich sichtbar zum Thema BEM. Die Ak-
zeptanz im Unternehmen wird erzielt, ei-
ne verantwortliche Ansprechperson im 
Sinne eines „Kümmerers“ wird benannt 
und bekannt gemacht. Weiterhin sind 
wichtige Regeln verbindlich festzulegen. 
Die Führungskräfte sind mit dem Thema 
vertraut zu machen. Hier ist es das Ziel, 
dass sie das Angebot als Bestandteil der 
Unternehmenskultur kennen und schät-
zen lernen. Weiterhin ist die Eigenverant-
wortung der Mitarbeiter bezüglich Ge-
sundheit, Rückkehr an den Arbeitsplatz 
und auch Krankheit zu stärken. Hier ste-
hen die Unfallversicherungsträger und 
Krankenkassen mit ihrem Angebot zur 
Verfügung. Damit kann die Schnittstelle 
BEM zum Betrieblichen Gesundheitsma-
nagement intensiv beleuchtet werden. 

Wenigen Unternehmen ist bekannt, dass 
seit dem 1. Januar 2009 Maßnahmen der 
betrieblichen Gesundheitsförderung steu-
erlich begünstigt sind. Auch dies muss 
Gegenstand einer umfassenden Beratung 
sein. Mit dieser Vorgehensweise konn-
te der Gen Re Rehabilitations-Dienst in 
der Vergangenheit einige Unternehmen 
überzeugen und BEM dort erfolgreich 
umsetzen. Hierzu wurden zunächst Un-
ternehmen der Versicherungsbranche 
angesprochen. Schnell hatte sich durch 
„Mund-zu-Mund-Propaganda“ ein Feld 
entwickelt, auf dem weitere Aktivitäten 
gestartet werden konnten. Positiv ist, dass 
alle Unternehmen und Mitarbeiter zufrie-
den mit der Dienstleistung sind und die 
Ausfälle durch Arbeitsunfähigkeitszeiten 
deutlich reduziert werden konnten. ●

Materialsammlung zum Betrieblichen Eingliederungsmanagement

Autorin

Fo
to

: G
en

Re
Gabriele Opitz
Geschä� sführerin der Gen Re 
Rehabilitations-Dienst GmbH
E-Mail: gabriele.opitz@genre.com

Die Initiative Gesundheit und Arbeit (iga) hat auf ihrer Internetseite 
praxisnahe Informationen zu Zweck und Implementierung eines 
Eingliederungsmanagements und zur Durchführung eines Einglie-
derungsprozesses in einer Materialsammlung zusammengestellt. 
Die Sammlung enthält Publikationen verschiedener Anbieter, die 

auf ihre Praxistauglichkeit und Seriosität geprü�  wurden und kos-
tenlos als Download zur Verfügung stehen. So informiert können 
sich die Nutzer an einen Anbieter (zum Beispiel Berufsgenossen-
schaft, Krankenkasse, Rentenversicherer) wenden, der sie bei 
ihrem konkreten Anliegen individuell berät und unterstützt.
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uvex silver-System

UVEX ARBEITSSCHUTZ GMBH · Würzburger Straße 181 – 189 · 90766 Fürth - GERMANY · Telefon: 0800 6644893 · Telefax: 0800 6644894 · E-Mail: serviceteam@uvex.de · Internet: www.uvex-safety.de
Ein Unternehmen der uvex Gruppe

uvex sil-Wear Einweg-Overalls 

Mit uvex sil-Wear bieten wir hochfunktionale Schutzoveralls in den Klassen 3, 
3B, 4, 4B, 5/6 für die unterschiedlichsten Einsatzbereiche – vom Einweg-
Overall gegen Schmutz und Staub bis hin zu der innovativen Entwicklung 
gegen Viren und Bakterien. Durch die mit AgPURE™ beschichtete Oberfl äche gegen Viren und Bakterien. Durch die mit AgPURE™ beschichtete Oberfl äche gegen Viren und Bakterien. Durch die mit AgPURE™ beschichtete Oberfl
gewährleis ten unsere uvex sil-Wear 3B bzw. 4B Anzüge einen aktiven Schutz 
gegen diese Gefahren. 

uvex silv-Air Atemschutz

Von funktionalen Masken gegen Staub und Qualm bis hin zu speziellen 
Mas ken, die mit Extra-Filtern das Ein- und Ausatmen spürbar erleichtern. 
Hocheffektiv – als Falt- oder Formmaske – gewährleistet uvex silv-Air durch 
die innovative Filter-Techno logie und zahlreiche Komfortfeatures auch bei 
längeren Einsätzen in den unterschiedlichsten Einsatzbereichen zuverlässi-
gen Schutz. 
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Die Rahmenbedingungen für das Reha-Management der gesetzlichen Unfallversicherung werden 
entscheidend durch Bedarfslagen und Erwartungshaltungen geprägt, die es zu identi� zieren 
beziehungsweise zu antizipieren gilt. 

Veränderte Rahmenbedingungen

Perspektiven des Reha-Managements

1 Einführung
Die Bedeutung des Wortes „Perspektive“ 
ist vielschichtig. Sie wird übersetzt mit 
Sichtweise, Standpunkt oder Blickwin-
kel. Perspektive meint und beinhaltet aber 
auch Zukunftsaussichten und Entwick-
lungsmöglichkeiten. Im Rahmen dieses 
Beitrags wird das Reha-Management in 
der gesetzlichen Unfallversicherung un-
ter den verschiedenen Begriff sdimensio-
nen beleuchtet.

2 Die Bedeutung des Begri� s 
 Reha-Management
Die inhaltliche Auseinandersetzung mit 
einem spezifi schen Thema wird neben ei-
ner klaren Systematik und Struktur unter 
anderem durch die Klärung von Begriff -
lichkeiten befördert. Verstehen und mei-
nen wir alle dasselbe?

Der Begriff  des Reha-Managements setzt 
sich zusammen aus den Worten Rehabi-
litation und Management. Sehr prägnant 
defi niert die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) Rehabilitation als die Summe der 
aufeinander abgestimmten Maßnahmen, 
die darauf ausgerichtet sind, die geistige, 
soziale, berufliche und wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit behinderter Menschen 
bis zum höchsten individuell erreichbaren 
Grad wiederherzustellen.

Allein aus dieser Defi nition leitet sich be-
reits ab, dass Rehabilitation einen Prozess 
darstellt, der als solcher wahrgenommen 
und begriff en werden muss. Dieser Prozess 
gliedert sich regelhaft in mehrere Phasen, 
und zwar nicht nur auf der Makro-Ebene 
medizinisch, berufl ich und sozial, sondern 
auch innerhalb dieser Kategorien. Die ein-
zelnen Phasen des Prozesses stehen in ei-
ner logischen beziehungsweise zeitlichen 
Reihenfolge zueinander, auch lassen sich 

jeweils unterschiedliche Bedingungen for-jeweils unterschiedliche Bedingungen for-
mulieren als Grundvoraussetzung für den mulieren als Grundvoraussetzung für den 
erfolgreichen Ablauf. In den Prozess der erfolgreichen Ablauf. In den Prozess der 
Rehabilitation sind typischerweise mehre-Rehabilitation sind typischerweise mehre-
re – zum Teil sehr unterschiedliche – Ak-re – zum Teil sehr unterschiedliche – Ak-
teure eingebunden.teure eingebunden.

Das Wort Management ist in den letzten Das Wort Management ist in den letzten 
Jahren aufgrund seiner infl ationären Ver-Jahren aufgrund seiner infl ationären Ver-
wendung bedauerlicherweise arg in Ver-wendung bedauerlicherweise arg in Ver-
ruf geraten. Im besten Sinne meint Ma-ruf geraten. Im besten Sinne meint Ma-
nagement die Steuerung eines Prozesses nagement die Steuerung eines Prozesses 
zwecks Erreichung eines bestimmten Zie-zwecks Erreichung eines bestimmten Zie-
les. Gutes Management setzt immanent les. Gutes Management setzt immanent 
die Formulierung von Zielen voraus, an-die Formulierung von Zielen voraus, an-
derenfalls gilt: Für den, der kein Ziel hat, derenfalls gilt: Für den, der kein Ziel hat, 
ist jede Richtung richtig. Ein sehr an-ist jede Richtung richtig. Ein sehr an-
schauliches Bild zum Begriff  des Manage-schauliches Bild zum Begriff  des Manage-
ments ergibt sich aus der etymologischen ments ergibt sich aus der etymologischen 
Bedeutung des Wortes, das sich vom la-Bedeutung des Wortes, das sich vom la-
teinischen „manus agere“ ableitet, was so teinischen „manus agere“ ableitet, was so 
viel heißt wie „an der Hand führen“.viel heißt wie „an der Hand führen“.

Fasst man beide Wortteile und deren De-Fasst man beide Wortteile und deren De-
finitionen zusammen, so ergibt sich, finitionen zusammen, so ergibt sich, 
dass Reha-Management zu 100 Prozent dass Reha-Management zu 100 Prozent 
dem gesetzlichen Auftrag der gesetz-dem gesetzlichen Auftrag der gesetz-
lichen Unfallversicherung entspricht, lichen Unfallversicherung entspricht, 
nach einem Arbeitsunfall oder einer nach einem Arbeitsunfall oder einer 
Berufskrankheit mit allen geeigne-Berufskrankheit mit allen geeigne-
ten Mitteln für eine bestmögliche ten Mitteln für eine bestmögliche 
und umfassende Wiederherstellung und umfassende Wiederherstellung 
und Re-Integration der Versicherten und Re-Integration der Versicherten 
zu sorgen.zu sorgen.

Reha-Management ist also für die Reha-Management ist also für die 
Träger der gesetzlichen Unfallver-Träger der gesetzlichen Unfallver-
sicherung nichts Neues, schließ-sicherung nichts Neues, schließ-
lich hat sich der gesetzliche Auftrag lich hat sich der gesetzliche Auftrag 
insoweit bis heute nicht geändert. Al-insoweit bis heute nicht geändert. Al-
lerdings ist zu konstatieren, dass ein lerdings ist zu konstatieren, dass ein 
gesetzlicher Auftrag, der als solcher gesetzlicher Auftrag, der als solcher 
abstrakt in einer Norm beschrieben ist, abstrakt in einer Norm beschrieben ist, 
keinesfalls statischer Natur ist, sondern keinesfalls statischer Natur ist, sondern 

jeweils im Kontext der aktuellen Rahmen-
bedingungen interpretiert und ausgefüllt 
werden muss.

Reha-Management heute ist also sicher-
lich kein „alter Wein in neuen Schläu-
chen“ und umfasst sehr viel mehr als kon-
ventionelle Heilverfahrenssteuerung.
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3 Veränderte Rahmenbedingungen
Ganz entscheidend werden die Rahmen-
bedingungen für das Reha-Management 
der gesetzlichen Unfallversicherung 
durch Bedarfslagen geprägt, die es zu 
identifi zieren beziehungsweise zu anti-
zipieren gilt. 

Einen nicht zu unterschätzenden Faktor 
bildet dabei die demographische Ent-
wicklung in unserem Land. Auch sind 
zum Beispiel Anforderungsprofile am 
Arbeitsmarkt erheblichen Veränderun-
gen unterworfen; Berufsbilder sterben 
aus oder werden neu entwickelt. 

In einer ständig älter werdenden Gesell-In einer ständig älter werdenden Gesell-
schaft ergeben sich zwangsläufi g ande-
re Krankheitsschwerpunkte, auf die sich 
auch die Leistungserbringer einstellen 
(müssen). In der gesetzlichen Unfallver-
sicherung kommt bei konstant rückläu-
fi gen Unfallzahlen (1000-Mann-Quote) 
schweren und schwersten Verletzungs-
fällen zunehmend Bedeutung zu.

Verändert haben sich zudem die Erwar-
tungshaltungen, denen sich die Träger 
der gesetzlichen Unfallversicherung ge-

genübersehen. Die Gruppe der Bei-
tragszahler fordert – berech-

tigterweise – neben einer 
transparenten, wirt-

schaftlichen und 
sparsamen Mit-

telverwaltung 
hochwertige, 

passgenaue 
Dienstleis-
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tungsangebote, unbürokratischen Zugang 
zu diesen Angeboten und guten Service.

Die von einem Arbeitsunfall oder einer 
Berufskrankheit Betroff enen erwarten in 
erster Linie natürlich die Bereitstellung 
beziehungsweise Verwirklichung best-
möglicher medizinischer Reha-Maßnah-
men und berufl icher und sozialer Teilha-men und berufl icher und sozialer Teilha-
bechancen.  ▸ 
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Aber auch hier reicht allein das „Was“ 
nicht aus, es kommt auch auf das „Wie“ 
der Leistungserbringung an. Neben einer 
kundenorientierten, das heißt einer auf 
den Horizont und die Lebenswirklich-
keit der Betroffenen abgestellten Bera-
tung, sind die Versicherten auf schnelle 
und transparente Entscheidungen und 
Leistungsgewährung angewiesen, der fi -
nanzielle Spielraum ist für viele eng. Die 
Versicherten wollen zudem wertgeschätzt 
und als Partner „auf Augenhöhe“ wahr-
genommen und behandelt werden. 

Nachdem Staat und Gesellschaft ihr eine 
sich aus dem grundgesetzlich veranker-
ten Sozialstaatsprinzip abgeleitete Auf-
gabe übertragen haben, ist die gesetz-
liche Unfallversicherung aufgefordert, 
diese effi  zient wahrzunehmen und über 
die Einbindung der Sozialpartner einen 
sachgerechten und praxisorientierten In-
teressenausgleich zu schaff en. Erwartet 
wird zudem eine trägerübergreifend ein-
heitliche Form der Leistungserbringung; 
ein in den wesentlichen Eckpunkten un-
einheitliches Vorgehen lässt sich demge-
genüber nicht vermitteln. Nicht zuletzt 
setzen Staat und Gesellschaft die Kraft 
zur permanenten Innovation und stän-
digen Optimierung voraus.

Einen zum Teil fulminanten Wandel ha-
ben in den letzten Jahren speziell die 
Umgebungsfaktoren auf der Ebene der 
Leistungserbringer erfahren.

Als ursächlich zu nennen ist hier an ers-
ter Stelle die Einführung des DRG-Ab-
rechnungssystems im Bereich der stati-
onären Krankenhausversorgung, die zu 
einem erhöhten Kostendruck und deut-
lich verschärftem Wettbewerb geführt 
hat. Darüber hinaus hat der Gesetzge-
ber gezielt den Ausbau bestimmter Leis-
tungsbereiche, wie zum Beispiel den des 
ambulanten Operierens, betrieben und 

durch die Liberalisierung des ärztlichen 
Vertragsrechts der Ärzteschaft bewusst 
mehr Spielraum bei der Organisation der 
Berufsausübung eingeräumt. Die ange-
stoßenen Veränderungen führen in ihrer 
Gesamtheit zu einer zunehmenden Spe-
zialisierung und Konzentration der Leis-
tungserbringer, und zwar sowohl organ- 
als auch methodenbezogen.

Die Veränderungen im Gesundheitssek-
tor machen eine Neuausrichtung der 
Heilverfahren erforderlich. Wesentliche 
Arbeitsgrundlagen hierfür liegen bereits 
vor, zum Beispiel in Form des Weißbuchs 
der Schwerverletztenversorgung der 
Deutschen Gesellschaft für Unfallchir-
urgie (DGU) sowie der „Eckpunkte zur 
Neuausrichtung der Heilverfahren“ der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversiche-
rung (DGUV). Angestoßen wurde zudem 
eine – teilweise sehr kontrovers geführ-
te – Diskussion zur Neuorganisation der 
BG-Unfallkliniken, die das Rückgrat der 
Heilverfahren bilden. Ziel ist es, durch 
die Bildung eines Klinikverbundes die 
Wirtschaftlichkeit und Stellung der Ein-
richtungen am Markt zukunftsorientiert 
zu sichern.

Die notwendig vorzunehmenden struk-
turellen Veränderungen werden auch im 
Bereich der gesetzlichen Unfallversiche-
rung dazu führen, dass Behandlungen zu-
nehmend von Spezialisten durchgeführt 
und Versicherte gezielt Schwerpunktkli-
niken zugeleitet werden. Diese Entwick-
lung korrespondiert mit der Zielsetzung 
der gesetzlichen Unfallversicherung, eine 
bestmögliche Rehabilitation („mit allen 
geeigneten Mitteln“) sicherzustellen.

Nicht zuletzt haben sich auch auf Ebe-
ne der Unfallversicherungsträger (UV-
Träger) tiefgreifende Umbrüche und 
Veränderungen ergeben. Durch die Fu-
sion sowohl der Dachverbände als auch 

der einzelnen UV-Träger entstehen neue 
Leistungseinheiten, die sich von Grund 
auf neu organisieren müssen. Neben ge-
wissen, vorwiegend durch die Größe der 
Einheiten bedingten Risiken bietet dieser 
Prozess allerdings auch die Chance, vor-
handene Strukturen kritisch zu hinterfra-
gen und gegebenenfalls zu verändern.

4 Zielanforderungen für ein 
 zukun� sfestes Reha-Management
Vor dem Hintergrund der beschriebenen 
Veränderungen und Erwartungshaltungen 
sind die UV-Träger aufgefordert, durch ein 
kontinuierliches Qualitätssicherungsver-
fahren ihre Geschäftsprozesse zu untersu-
chen, Schwächen zu analysieren und Pro-
zessabläufe und Handlungsweisen auf ein 
zukunftsorientiertes Reha-Management 
hin auszurichten.

An vorderster Stelle geht es dabei um die 
weitere Steigerung der Effi  zienz, wobei im 
Fokus der Betrachtung die ressourcenin-
tensiven Fälle stehen, die zunächst bran-
chen- beziehungsweise trägerbezogen 
identifi ziert werden müssen. Darüber hi-
naus gilt es die Reha-Prozesse inhaltlich 
zu verdichten und Verzögerungen oder 
sogenannte Reha-Löcher zu vermeiden. 
Eine inhaltliche Verdichtung der Reha-
Prozesse setzt wiederum voraus, dass 
diese vorab beschrieben, operationali-
siert und mit Teilzielen belegt werden.

Die UV-Träger sind aufgefordert, durch ein kontinuierliches 
Qualitätssicherungsverfahren ihre Geschä� sprozesse zu 
untersuchen, Schwächen zu analysieren und Prozessabläufe 
und Handlungsweisen auf ein zukun� sorientiertes Reha-
 Management hin auszurichten.
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Marita Klinkert
Hauptabteilungsleiterin Produktion 
der Berufsgenossenscha�  Handel
und Warendistribution (BGHW) 
E-Mail: m.klinkert@bghw.de

Eine generelle Effizienzsteigerung ließe 
sich durch träger- und klinikübergrei-
fend abgestimmte einheitliche Standards 
im Sinne von Behandlungs- und Rehabi-
litationspfaden erreichen, die als Hand-
lungskorridore fungieren, jedoch genü-
gend Spielraum bieten, um im Einzelfall 
auf die individuellen Bedürfnisse der Ver-
sicherten eingehen zu können. Da Rei-
bungsverluste bevorzugt an Schnittstellen 
auftreten, müssen im Rehabilitationspro-
zess speziell die Übergänge der einzelnen 
Phasen (zum Beispiel aus der stationären 
in die ambulante Behandlung) betrachtet 
und bei Bedarf durch gezielte Interventi-
on seitens der Reha-Manager vernetzt 
werden. Nicht ausgeschöpft sind zudem 
die Möglichkeiten des IT-Einsatzes; so 
ließen sich beispielsweise Informations- 
und Kommunikationswege durch elektro-
nischen Datenaustausch verkürzen.

Eine weitere Zielanforderung besteht da-
rin, die Versicherten konsequent in den 
Mittelpunkt des Handelns zu stellen, sie 
ganzheitlich zu betrachten und gegebe-
nenfalls unter Einbindung der Angehöri-
gen frühzeitig ihre individuelle Bedarfsla-
ge zu klären. Damit aus Betroff enen auch 
tatsächlich Beteiligte werden, müssen 
diese aktiv in das Verfahren eingebunden 
werden, was am besten über den persön-
lichen oder zumindest telefonischen Kon-
takt zu erreichen ist. 

Um ein zukunftsfestes Reha-Management 
zu etablieren, müssen die UV-Träger wei-
terhin ihre Ablauf- und Aufbauorganisa-
tionen optimieren. Dezentrale Organi-
sationsstrukturen bedeuten verstärkte 
Kundennähe, flache Hierarchien sowie 
die Delegation von Verantwortung stärken 
die Kompetenzbildung bei den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern. Zudem muss die 
Personalentwicklung den geänderten An-
forderungsprofi len Rechnung tragen.

5 Praktische Handlungsansätze
Die beschriebene Konzentration auf Seiten 
der Leistungserbringer kann bereits jetzt 
zur Optimierung der Rehabilitationsver-
fahren genutzt werden. In diesem Zusam-
menhang empfi ehlt es sich, die Präsenz in 
und Zusammenarbeit mit den BG-Unfall-
kliniken deutlich auszuweiten.

Angestrebt werden sollte, in allen BG-Un-
fallkliniken Reha-Sprechstunden fest zu 
etablieren, die für die gesamte gesetzliche 
Unfallversicherung nach einem einheitli-
chen Schema organisiert und durchge-
führt werden. Im Rahmen dieser Reha-
Sprechstunden wäre der individuelle 
Reha-Bedarf der Versicherten nach einem 
einheitlichen Standard, vorzugsweise in 
Anlehnung an die Internationale Klassi-
fi kation der Funktionsfähigkeit, Behinde-
rung und Gesundheit (ICF), in einem frü-
hestmöglichen Stadium zu ermitteln. Die 
Ergebnisse der Reha-Sprechstunde mün-
den in den Reha-Plan ein, der – wiederum 
nach einheitlichem Muster – gemeinsam 
mit den Versicherten und den Leistungs-
trägern als Basis für die sich anschließen-
den Reha-Phasen erstellt wird.

Die Verständigung auf einheitliche Stan-
dards würde zum einen die Wahrnehmung 
des Reha-Managements der gesetzlichen 
Unfallversicherung in der Öff entlichkeit 
verstärken, zum anderen könnten sich 
Ärzte und Kliniken innerorganisatorisch 
leichter auf das Verfahren einstellen.

In diesem Zusammenhang gilt es auch, 
neue Arbeitsmodelle zu diskutieren. So 
lässt sich eine Effi  zienzsteigerung dadurch 
erwarten, dass Reha-Manager fest in den 
BG-Unfallkliniken installiert werden und 
– Hand in Hand mit den Ärzten – die Reha-
Sprechstunden vorbereiten, durchführen 

und nachfolgend abwickeln. Bei dieser Or-
ganisationsform liegt es nahe, Personalre-
ssourcen trägerübergreifend einzusetzen. 
Nur konsequent wäre es dabei, die entspre-
chenden Personen mit Entscheidungskom-
petenzen auszustatten.

Dringend angegangen werden sollte wei-
terhin der Informationsaustausch zwi-
schen BG-Unfallkliniken und Leistungs-
trägern. So existieren nach wie vor keine 
einheitlichen, strukturierten Berichtsty-
pen und auch der elektronische Datenaus-
tausch ist noch nicht eingeführt.

Einen weiteren Handlungsschwerpunkt 
sollte die verstärkte Einbindung der Un-
ternehmen in die Reha-Planung bilden. 
Speziell bei schweren Verletzungs- oder 
BK-Folgen gilt es, den beständigen Kon-
takt zum Arbeitgeber sicherzustellen und 
diesen aktiv in Zielvereinbarungsgesprä-
che einzubeziehen.

Wie schon Johann Wolfgang von Goethe 
feststellte, kommt alles auf der Welt auf 
einen gescheiten Einfall und einen festen 
Entschluss an. An gescheiten Einfällen 
und guten Ideen mangelt es im Bereich 
der gesetzlichen Unfallversicherung nicht. 
Nun ist es geboten, diese entschlossen und 
nachhaltig umzusetzen. ●

Dem Artikel liegt ein Vortrag zugrunde, ge-
halten auf den Bad Hersfelder Reha-Tagen 
2009.
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Immer mehr Unternehmen entscheiden sich dafür, ihre Mitarbeiter elektronisch zu unterweisen 
– das scheint schneller und einfacher. Doch wie wirksam sind elektronische und persönliche 
Unterweisungen?

Aus der Forschung

Die Wirkungen unterschiedlicher 
Unterweisungsformen 

ie Durchführung von Arbeits-
schutzunterweisungen ist nach § 4 
„Unterweisung der Versicherten“ 

der BGV A1 „Grundsätze der Prävention“ 
gesetzlich vorgeschrieben und dient der 
verhaltensbezogenen Prävention von Ar-
beitsunfällen und Berufskrankheiten. Um 
dieser Unterweisungspfl icht nachzukom-
men, nutzen seit einiger Zeit immer mehr 
mittlere bis größere Unternehmen die elek-
tronische Unterweisung. Das heißt, dass 
die Mitarbeiter mit einem Lernprogramm 
zu den Gefahren und Schutzmaßnahmen 
an Ihrem Arbeitsplatz unterwiesen werden. 
Dies scheint zunächst praktikabel, jedoch
1.  liegen keine gesicherten Ergebnisse 

über die Wirksamkeit elektronischer 
Unterweisungen vor,

2.  bleibt zunächst die Frage ungeklärt, 
welchen Wirkungsgrad Unterweisungen 
überhaupt erwarten lassen, so dass 

3.  kein Vergleich der beiden Unterwei-
sungsformen möglich ist, um fundier-
te Empfehlungen an die Mitgliedsun-
ternehmen zu geben.

Werden Unterweisungen als kurze und
auf unternehmensinterne Arbeits schutz-

themen ausgerichtete Trainingsmaßnah-
men verstanden, kann die Wirksamkeit 
über die von Kirkpatrick (1998) postulier-
ten vier Ebenen definiert werden. Dem-
entsprechend sollten Unterweisungen bei 
den Mitarbeitern
1.  auf Akzeptanz stoßen und als wichti-

ge Maßnahmen im Arbeitsschutz aner-
kannt werden,

2.  zu einem Zugewinn an handlungs- und 
sicherheitsrelevantem Wissen führen, 
aber auch die Einstellungen der Mitar-
beiter zum Arbeitsschutz positiv beein-
flussen (das sogenannte Sensibilisie-
ren),

3.  sicherheitsgerechtes Verhalten der Mit-
arbeiter fördern und damit auch zu 

4.  Veränderungen in arbeitsschutzrele-
vanten Kennzahlen beitragen.

In einer gemeinsamen Studie eines Ent-
sorgungsunternehmens, der Berufsgenos-
senschaft für Verkehr und dem Institut für 
Arbeit und Gesundheit der DGUV (IAG) ist 
zwei Fragestellungen, basierend auf den 
vier Ebenen, nachgegangen worden:

1.  Welche Wirkungen lassen Unterwei-
sungen überhaupt und in welchem 
Ausmaß erwarten?

2.  Welche Wirkung zeigt elektronische 
Unterweisung im Vergleich zur persön-
lichen Unterweisung?

Durchführung der Studie
Die Stichprobe der Studie bestand aus 
Mitarbeitern des gewerblichen Bereiches 
an einem Standort des Unternehmens. Die 
insgesamt 34 Mitarbeiter wurden per Zu-
fall drei Gruppen unterschiedlicher Bedin-
gungen zugewiesen. So wurde eine Grup-
pe persönlich und eine zweite Gruppe auf 
elektronischem Wege unterwiesen. Die 
dritte Gruppe wurde nicht innerhalb des 
Studienzeitraums, sondern später unter-
wiesen. Bei der elektronischen Unterwei-
sung bearbeiteten die Mitarbeiter die Un-
terweisungseinheiten alleine am PC. Bei 
der persönlichen Unterweisung präsen-
tierte ein Unternehmensvertreter die Unter-
weisungseinheiten vor der Gruppe. Die Da-weisungseinheiten vor der Gruppe. Die Da-
tenerhebung erfolgte jeweils vor und nach tenerhebung erfolgte jeweils vor und nach 
den Unterweisungen. Mittels Fragebögen den Unterweisungen. Mittels Fragebögen 
wurden die Zufriedenheit mit den Arbeits-wurden die Zufriedenheit mit den Arbeits-

schutzunterweisungen, die Einstellung schutzunterweisungen, die Einstellung 
zum Arbeitsschutz, das Arbeits-zum Arbeitsschutz, das Arbeits-

schutzklima im Unternehmen schutzklima im Unternehmen 
und die eingeschätzte Handlungs-und die eingeschätzte Handlungs-
kompetenz in Notfallsituationen kompetenz in Notfallsituationen 

erfasst. Das unternehmensinterne erfasst. Das unternehmensinterne 
Wissen zu Arbeitsschutzthemen Wissen zu Arbeitsschutzthemen 
wurde anhand eines Multiple-wurde anhand eines Multiple-
Choice-Tests abgefragt. Nach der Choice-Tests abgefragt. Nach der 
Durchführung der Unterweisun-Durchführung der Unterweisun-
gen wurden mit den Mitarbeitern gen wurden mit den Mitarbeitern 

jeweils Gruppendiskussionen zur jeweils Gruppendiskussionen zur 
Ableitung von Verbesserungsmög-Ableitung von Verbesserungsmög-
lichkeiten durchgeführt. Zusätzlich lichkeiten durchgeführt. Zusätzlich 
wurden die entsprechenden Vorge-wurden die entsprechenden Vorge-

D

Fo
to

: F
ot

ol
ia

/k
ab

lic
ze

ch

32 · DGUV Forum 3/10

Prävention



setzten anhand von Interviews befragt 
(siehe Abbildung 1).

Ergebnisse
Zur Beantwortung der Frage, ob Unterwei-
sungen überhaupt eine Wirkung zeigen, 
wurden die Gruppen der beiden Unter-
weisungsformen (persönlich und elekt-
ronisch) der Gruppe ohne Unterweisung 
gegenübergestellt. Die Ergebnisse zeigen, 
dass sich die unterwiesenen beziehungs-
weise die nicht unterwiesenen Mitarbeiter 
hinsichtlich der Einstellung zum Arbeits-
schutz und der wahrgenommenen Hand-
lungskompetenz in Notfallsituationen 
nicht unterscheiden. Gleiches konnte auch 
für den Vergleich zwischen elektronischer 
und persönlicher Unterweisung festgestellt 
werden. Die Zufriedenheit mit den Unter-
weisungsformen von Seiten der Mitarbei-
ter unterscheidet sich nicht. Jedoch zeigen 
unterwiesene und nicht unterwiesene Mit-
arbeiter tendenzielle Unterschiede in den 
Ergebnissen zum unternehmensinternen 
Arbeitsschutzwissen auf. Während die 
nicht unterwiesene Gruppe zum zweiten 
Zeitpunkt eine Verringerung von durch-
schnittlich 2,7 Punkten zeigt, verbessern 
sich die unterwiesenen Gruppen im Mittel 
um 2,5 Punkte (siehe Abbildung 2). 

Im Vergleich der persönlichen mit der 
elektronischen Unterweisung erreichen 
die Mitarbeiter, die elektronisch unter-
wiesen wurden, im Mittel 1,1 Punkte und 
die Mitarbeiter mit persönlicher Unter-

weisung im Mittel 4,4 Punkte mehr zum 
zweiten Zeitpunkt.

Aufgrund der geringen Stichprobe kön-
nen die Unterschiede zwischen den un-
terwiesenen und der nicht unterwiesenen 
Gruppe sowie der leichte Vorteil der per-
sönlichen gegenüber der elektronischen 
Unterweisung jedoch nicht als statistisch 
bedeutsam abgesichert werden.

Fazit und Ausblick
Die Ergebnisse zeigen, dass Unterwei-
sungen, ob elektronisch oder persönlich 
durchgeführt, dazu führen, dass die Mit-
arbeiter ihr sicherheitsrelevantes Wissen 
festigen und ausbauen können. 

Mit der vorliegenden Studie kann der 
Hinweis gegeben werden, dass mit der 
Durchführung von Unterweisungen 
grundlegende Voraussetzungen für das 
sicherheitsgerechte Verhalten der Mitar-
beiter geschaff en werden können. Emp-
fehlungen und Aussagen für den Einsatz 
von elektronischer Unterweisung sollten 
jedoch nur vor dem Hintergrund unter-
nehmensinterner Strukturen und Prozes-
se getroff en werden.

Da das Ziel von Unterweisungen über die 
Wissensvermittlung hinaus darin besteht, 
das Sicherheitsbewusstsein (die Einstel-
lung) sowie das sicherheitsgerechte Ver-
halten der Mitarbeiter zu fördern, reicht es 
nicht aus, die Wirksamkeit von Unterwei-
sungen über den Vergleich des Einsatzes 
verschiedener Medien zu untersuchen. 
So wird es in weiteren Untersuchungen 
wichtig sein zu fragen, wie Unterweisun-
gen strukturell in Unternehmen eingebet-
tet sind und welche Prozesse zum Beispiel 

bei der Vorbereitung, Durchführung und 
Nachbereitung, unabhängig vom Medium, 
für die Wirksamkeit der Unterweisungen 
von Bedeutung sind.

Dieser Frage, welche Strukturen und Pro-
zesse maßgeblich zur Wirksamkeit von 
Unterweisungen beitragen, wird im Rah-
men einer Promotion, gefördert durch die 
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung, 
nachgegangen. Ziel ist es, diese wirksamen 
Faktoren zu einer Checkliste zusammenzu-
stellen, welche genutzt werden kann von 
∙  Unternehmen, die ihre Unterweisungen 

optimieren und Gestaltungsempfehlun-
gen ableiten wollen, und

∙  Unfallversicherungsträgern, die ihre Se-
minare und Beratungen gezielt auf den 
Bedarf der betrieblichen Unterweisen-
den anpassen wollen. 

So kann diese Checkliste dann wiederum 
hilfreich sein, um Unternehmen bei der 
Einführung elektronischer Unterweisun-
gen zu beraten. ●
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Abbildung 2: Ergebnisse des WissenstestsAbbildung 1: Forschungsdesign

Gruppe 1 (KG) X keine Unterweisung X,Y

t1 t2

Gruppe 2 (VG 1) X Elektronische Unterweisung X,Y

Gruppe 3 (VG 2) X Persönliche Unterweisung X,Y

   Fragebogen, Wissenstest, Interview     Gruppendiskussion
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Die Gestaltung von Fusionen ist eine der wesentlichen Heraus-
forderungen für die Unfallversicherungsträger. Der folgende 
Beitrag hat das Ziel, den Fusionsprozess systematisch zu be-
schreiben. 1

Gestaltungsparameter und Handlungsempfehlungen

Fusionsprozesse erfolgreich 
steuern (Teil 1) 

ede Fusion ist ein komplexes Projekt. 
Verschiedene Organisationskulturen 
und Führungsstile müssen zusam-
mengefügt, Ängste und Widerstände 

überwunden werden, und das alles, ohne 
dass die Aufgabenerledigung des Tages-
geschäfts darunter leidet. So verwundert 
es nicht, dass viele Fusionsprozesse schei-
tern beziehungsweise weit hinter den ge-
planten Synergieeff ekten oder Einsparpo-
tenzialen zurückbleiben. 

Eine Fusion ähnelt einer Operation am of-
fenen Herzen mit den gleichen Chancen 
und Risiken. Erfolgreiche Fusionen zeich-
nen sich durch wiederkehrende Gestal-
tungsparameter aus. Dieser Artikel stellt 
jene Gestaltungsparameter dar und be-
schreibt, wie Fusionsprozesse erfolgreich 
durchgeführt werden können. Dabei geht 
es nicht um die Diskussion der politischen 
oder juristischen Implikationen einer Fu-
sion, also das „ob“ oder das „mit wem“, 
sondern um die Darstellung des Prozesses 
der Fusionsumsetzung, also das „wie“.

1 Woran Fusionen scheitern
Gemessen an der Entwicklung des Aktien-
kurses scheitern 50–70 Prozent aller Fusi-
onen in der Wirtschaft 2 – nicht gerade ein 

positiver Beginn für einen Artikel, der sich 
mit Erfolgspotenzialen von Fusionsprozes-
sen auseinandersetzt. Nun stellt sich die 
Frage, ob Fusionsprozesse in der gesetz-
lichen Unfallversicherung einer mindes-
tens gleichen oder gar höheren Gefahr des 
Scheiterns unterliegen. Folgende Faktoren 
deuten darauf hin, dass diese Frage eher 
zu bejahen ist: 3

∙   Politik als Ausgangspunkt von Fusio-
nen; dadurch erschwerte Akzeptanz 
für den Fusionsprozess

∙   Aktuelle Fusionen greifen unter Um-
ständen in bereits laufende Fusions-
prozesse ein

∙   Rechtliche Rahmenbedingungen des 
öffentlichen Dienstrechts erschweren 
die Umsetzung organisatorischer Ver-
änderungen 

∙   Komplexe Fachthemen wie Gefahrtarif, 
Lastenausgleich, Integration der Umlage,
Katasterabgrenzung etc.

In Anlehnung an Fiedler/Sponheuer las-
sen sich allgemein folgende Gründe für 
gescheiterte Fusionen beschreiben: 4

∙   Falsche Einschätzung über die mögli-
chen Synergiepotenziale

∙   Vernachlässigung des strategischen Ma-
nagements bei der Fusion 

∙   Keine ausreichende Integration der 
verschiedenen Unternehmenskulturen 
durch umfassende Kommunikation und 
Veränderungsmanagement

∙   Unprofessionelle Begleitung des Fusi-
onsprozesses

Aus diesen Erkenntnissen lassen sich 
trotz des pessimistischen Ausgangssze-
narios Ansatzpunkte ableiten, die zu ei-
ner erfolgreichen Fusion führen können. 

J

*
1 Der Beitrag besteht aus zwei Teilen, 
 der zweite folgt in der April-Ausgabe 
 von DGUV Forum.

2 Fiedler, Sponheuer 2004, S. 96.

3 Stellermann, Müller, Plank 2006, S. 6.

4 Fiedler, Sponheuer 2004, S. 96 f.

5 Bandmann, Schmidt 2006, S. 367 � .
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Diese werden im weiteren Verlauf des Auf-
satzes vorgestellt. Die im öff entlichen Be-
reich durchaus interessante Frage, welche 
Indikatoren Aufschluss über den Erfolg 
oder Misserfolg einer Fusion geben, wird 
in Abschnitt 3 im Hinblick auf die Ziele 
des Fusionsprozesses diskutiert. 

2 Überblick: Gestaltungsparameter  
 von Fusionsprozessen
Fusionen lassen sich generell in drei Pha-
sen gliedern, 5 wobei die Übergänge zwi-
schen den Phasen fließend sind (siehe 
Abbildung 1). 

Der Artikel befasst sich mit der Gestal-
tung des Fusionsprozesses und somit 
mit der Merger- und Post-Merger-Phase. 
Die politischen Weichenstellungen in 
der Pre-Merger-Phase stehen hier nicht 
im Mittelpunkt. Politisch brisante The-
men wie der Ort des Hauptsitzes und der 
Bezirksverwaltungen, Stimmverteilung 
in den Selbstverwaltungsgremien sowie 
die Auswahl wesentlicher Führungsper-
sonen sollten bereits in der Pre-Merger-
Phase geklärt werden, da diese Fragen 
ansonsten den eigentlichen Fusionspro-
zess belasten.

Die wichtigsten Gestaltungsparameter 
für eine erfolgreiche Fusion lassen sich 
folgendermaßen beschreiben:

Steuerung der Organisation
∙   Leitbild und Strategie: Selbstverständ-

nis und langfristige Zielsetzung einer 
Organisation

∙   Steuerungssystem: Planung und Steue-
rung auf und zwischen den verschiede-
nen Ebenen der neuen Organisation

Steuerung des Fusionsprozesses
∙   Projektmanagement: Ziele, Organisa-

tion, Verantwortung im Rahmen des 
Fusionsprozesses 

∙   Kommunikation und Veränderungsma-
nagement: Instrumente der Fusionsbe-
gleitung, Integration der Organisations-
kulturen

Organisationsgestaltung
∙   Aufbauorganisation: Festlegung der 

Struktur der Hauptverwaltung und der 
Bezirksverwaltungen

∙   Prozessmanagement: Beschreibung der 
Abläufe, Standardisierung der Prozesse,
Festlegung dezentrale versus zentrale 
Aufgabenerledigung

∙   Migration IT: Auswahl der IT-Lösung, 
Standardisierung der Architektur

Fachthemen der Fusion
∙   Umlage
∙   Gefahrtarif und -klassen
∙   Katasterabgrenzung
∙   Stellenplan ▸ 

∙   Auswahl potenzieller Fusionspartner
∙   Gestaltung politischer Rahmenbe-

dingungen
∙   Verhandlung und Verabschiedung 

des Fusionsvertrags
∙     Satzung und Gremienstruktur
∙   Ableitung Vorgehensweise bezüglich 

des Fusionsprozesses

∙   Steuerung der Organisation
Leitbild und Strategie
Steuerungssystem

∙   Steuerung des Fusionsprozesses
Projektmanagement
Kommunikation und Veränderungsmanagement

∙     Organisationsgestaltung
Au� auorganisation
Prozessmanagement
Migration IT

∙     Fachthemen der Fusion

Abbildung 1: Phasen einer Fusion
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3 Projektmanagement – Mit Struktur 
 und Ziel in die Zukun� 
Jede Fusion ist ein komplexes Projekt, 
das mit den entsprechenden Instrumen-
ten gesteuert werden muss. Zu Beginn ei-
nes jeden Fusionsprozesses sollten klare 
und vor allem messbare Ziele stehen. 6

Die Ziele der Fusion sollten durch die Un-
ternehmensleitung kommuniziert wer-
den, damit Klarheit bei den Mitarbeitern 
besteht. Darüber hinaus sind Ziele die 
Basis für die Erfolgsmessung am Ende 
der Fusion. Gerade in der öffentlichen 
Verwaltung ist dies von besonderer Be-
deutung, da allgemein akzeptierte Er-
folgsmaßstäbe wie Börsenwert oder Ge-
winnentwicklung nicht vorhanden sind. 

Fusionen in der öffentlichen Verwal-
tung verfolgen das Ziel, Synergieeffek-
te im Sinne von Kosteneinsparungen zu 
erzielen. Auf der anderen Seite führen 
Fusionen am Anfang des Prozesses aber 
auch zu Mehrkosten für Personaltrans-
fer, verstärkte Gremientätigkeit, Berater, 
IT-Investitionen etc. Um Klarheit bezüg-
lich der fi nanziellen Auswirkungen der 
Fusion zu gewinnen und falsche Erwar-

tungen von außen zu relativieren, sollten 
die Mehrkosten sowie das Einsparpoten-
zial über einen mittelfristigen Zeitraum 
geplant werden. Kostensenkung bedeu-
tet in der Regel Personaleinsparung. Da 
dies in der öff entlichen Verwaltung sozi-
alverträglich geschieht, lassen sich Ein-
sparungen in der Regel nicht kurzfris-
tig realisieren. Bei aller Bedeutung von 
monetären Fusionszielen sind aber auch 
nichtmonetäre Ziele und Kennzahlen bei 
Fusionen im Umfeld der gesetzlichen Un-
fallversicherung von Relevanz, zum Bei-
spiel:
∙   die Mitarbeiter-, Versicherten- und Mit-

gliederzufriedenheit (zu messen mit Be-
fragungen zu verschiedenen Zeitpunk-
ten während des Fusionsprozesses), 

∙   das Einhalten eines defi nierten Quali-
tätsmaßstabs oder auch 

∙   das Unterschreiten einer bezifferten 
Fluktuationsrate. 

Diese Ziele sollten bei der Planung und 
Ermittlung des Fusionserfolgs berück-
sichtigt werden.

Die Durchführung eines Projekts vollzieht 
sich in einer arbeitsteiligen Struktur, die 

in einer Projektorganisation abgebildet 
wird. Durch die Projektorganisation wird 
eine breite Beteiligung sichergestellt, das 
heißt, Mitarbeiter aus den verschiedens-
ten Bereichen werden in das Projekt integ-
riert. Darüber hinaus muss die Geschäfts-
führung an zentraler Stelle sichtbar 
werden, da die Gestaltung des Fusions-
prozesses in hohem Maße der Führung be-
darf. Wichtig ist zudem, dass ausreichend 
zeitliche und personelle Ressourcen für 
das Projekt bereitgestellt werden, da eine 
Fusion nicht „nebenbei“ erledigt werden 
kann. Bei komplexen Fusionsprozessen ist 
die Benennung eines internen „Vollzeit-
projektleiters“ ratsam. Bei komplexeren 
Rahmenbedingungen (wie bei der Fusion 
mehrerer Partner) ist es zu empfehlen, ex-
terne Berater hinzuzuziehen.

Die Abbildung 2 zeigt eine beispielhafte 
Organisation bei einer komplexen Fusi-
on. 7 Der Lenkungsausschuss (zum Bei-
spiel Ebene Geschäftsführung, Vorsitzen-
de Selbstverwaltungsgremien) stellt das 
zentrale Entscheidungsgremium dar. Da-
her ist es notwendig, dass er regelmäßig 
zu festgelegten Terminen tagt. Bei Unstim-
migkeiten ist es seine Aufgabe, Lösungen 
zu fi nden und deren Umsetzung zu forcie-
ren. Er nimmt zudem die Ergebnisse des 
Projektkernteams ab.

Die Rolle der Gremien und der am Projekt 
beteiligten Personen ist zu Beginn schrift-
lich zu fi xieren, damit Klarheit und Trans-
parenz über Aufgaben und Kompetenzen 
bestehen. Ergebnisse von Projektgremien-
sitzungen sollten ebenfalls fi xiert und – 
einmal verabschiedet – nicht wieder in-
frage gestellt werden.

Die Detailtiefe der Projektorganisation 
hängt von der Komplexität des Projekts 
ab. In der Regel wird es notwendig sein, 
innerhalb der Teilprojekte Arbeitsgruppen 
für die einzelnen Bereiche eines Unfall-
versicherungsträgers zu bilden (Beispiel: 
Rehabilitation, Mitglieder und Beitrag, 
 Finanz- und Rechnungswesen etc.). 

Fusionen in der ö� entlichen Verwaltung verfolgen das Ziel, Synergiee� ekte im Sinne von Kosten-
einsparungen zu erzielen. Auf der anderen Seite führen Fusionen am Anfang des Prozesses aber 
auch zu Mehrkosten für Personaltransfer, verstärkte Gremientätigkeit, Berater, IT-Investitionen 
et cetera ...

Fusionsausschuss der Selbstverwaltung
(mögliche Besetzung: Vorstandsvs., 
Geschä� sführung,Vorsitzende VV)

Lenkungsausschuss
(Besetzung: HGF)

Projektkernteam
(Projektleitung, Projektmitarbeiter)

Teilprojekt Leitbild/
Strategische Zielsysteme

Teilprojekt 
Prozessmanagement

...

Abbildung 2: Beispielha� e Projektorganisation
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Im Weiteren werden Handlungsempfeh-
lungen für die Vorgehensweise hinsicht-
lich der einzelnen Gestaltungsparameter 
beschrieben. 

Die Teilprojektstruktur stellt zudem 
die Basis für die zeitliche Planung des 
Projekts dar, da für die Teilprojekte 
Start- und Endtermine defi niert werden 
müssen. Im Rahmen des Projektmanage-
ments muss ein kontinuierlicher Soll-
Ist-Vergleich der Zeit- und Meilenstein-
planung durchgeführt werden. Dieser 
ist eine Grundlage für die Steuerung des 
Projekts. 

4 Kommunikation und Veränderungs-
 management – Mitarbeiter auf 
 einen langen Weg mitnehmen
Kommunikation und Veränderungs-
management (Neudeutsch: Change 
Management) werden in der Literatur 
immer wieder als die wichtigsten Ge-
staltungsparameter im Rahmen von Fu-
sionsprozessen genannt. Diese Rolle ist 
auch unbestritten, doch muss das Ver-
änderungsmanagement in den gesam-
ten Fusionsprozess integriert sein und 
darf keinen Annex darstellen. Die Kom-
munikation der Vision beziehungsweise 
Strategie des neuen Unternehmens setzt 
zunächst einmal voraus, dass eine Stra-
tegie nach einer methodisch fundierten 
Vorgehensweise erarbeitet wurde. Wenn 
man davon spricht, dass Betroffene zu 
Beteiligten gemacht werden müssen, so 
heißt das zum Beispiel, dass man Mitar-
beiter an Projektgruppen beteiligt, die 
die „neuen“ Prozesse der Organisation 
erarbeiten (siehe unten). Das bedeutet, 
Veränderungsmanagement ohne fun-
dierte Basis verkommt zum reinen Selbst-
zweck oder zur „Gute-Laune-Veranstal-
tung“ und wird schnell unglaubwürdig. 
Elemente des Veränderungsmanage-
ments sollten demnach bei den unten 
beschriebenen Gestaltungsparametern 
berücksichtigt werden. An dieser Stelle 
sollen vorab einige zentrale Punkte her-
ausgegriff en werden.

4.1 Veränderungsmanagement 
 ist in hohem Maße Führung!
Schon weiter oben wurde die Rolle der 
Führungskräfte bei der Gestaltung von 
Fusionsprozessen beschrieben. Hier sei 

noch einmal darauf hingewiesen, dass zu 
Beginn des Prozesses die Besetzung der 
ersten beiden Führungsebenen geklärt 
werden sollte, damit die Führungskräfte 
dieser Rolle auch gerecht werden können 
und die neue Organisation nicht durch 
Grabenkämpfe gelähmt wird. 8 Der Fusi-
onsprozess wird in hohem Maße durch 
das Auftreten der „neuen“ Führungs-
mannschaft geprägt. Eine Geschäfts-
führung, die in sich keine Einigkeit aus-
strahlt, wird sich schwertun, diese in 
ihrer neuen Organisation herzustellen; 
Führungskräfte, die über die Verände-
rungen jammern, werden keine Auf-
bruchstimmung erzeugen können. 

Bei aller Konzentration auf die Führung 
hat der Satz „Betroffene zu Beteiligten 
machen“ weiterhin seine Richtigkeit. 
Bei der Fusion ist immer wieder darauf 
zu achten, in Projektgruppen möglichst 
viele Mitarbeiter verschiedener Hierar-
chieebenen einzubeziehen. Nichts ist 
demotivierender als das Gefühl, Verän-
derungen hilflos ausgeliefert zu sein, 
und nichts schafft mehr Akzeptanz als 
die Möglichkeit der Mitgestaltung, sei es 
auch nur in einem kleinen Teilbereich. 
Zudem sollten die Gruppen aus Vertre-
tern der Fusionspartner bestehen, da je-

des Forum für die Zusammenarbeit einen 
weiteren Schritt vom „Wir und Die“ hin 
zu einem „gemeinsamen Wir“ darstellt. 

4.2 O� ene Kommunikation – 
 Wer schweigt, verliert!
Fusionen lösen Veränderungen aus, und 
Veränderungen des Status quo stellen 
aus Sicht vieler Mitarbeiter eine Bedro-
hung dar. Daher gilt es, offen über die 
Fusion zu sprechen. Im Bereich der Un-
fallversicherungsträger scheint dies in 
allen Phasen des Fusionsprozesses (al-
so auch in der Pre-Merger-Phase) mög-
lich zu sein, da die Notwendigkeit zur 
Geheimhaltung der Fusionspläne vor 
Wettbewerbern entfällt. Zu Beginn des 
Fusionsprozesses sollte ein Kommunika-
tionskonzept erarbeitet werden, das Art, 
Medium und Häufi gkeit der Kommunika-
tion regelt. 9  ▸ 

*
6 Fiedler, Sponheuer 2004, S. 97 � . 

7 Ein weiteres Beispiel � ndet sich bei 
 Stellermann, Müller, Werner 2005, S. 14.

8 Stellermann, Müller, Plank 2006, S. 12; 
 Fiedler, Sponheuer 2004, S. 100 � .

9 Kämmerer 2004, S. 205 � .
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freundliche Information und 
Beratung sicherstellen

Erreichbarkeit der 
Kundenbereiche ausweiten

Kosten senken und 
Produktivität steigern

Führungskompetenz 
einfordern und für 

Veränderungsprozesse 
einsetzen

Servicegedanken 
stärken

MA für 
Veränderungen 

quali� zieren

Prozesszeiten verkürzen 
(insbes. bei Bearbeitung von Anträgen)

Abteilungsübergreifende 
Prozesse optimieren

Abbildung 3: Beispielha� es strategisches Zielsystem
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Dabei ist darauf zu achten, möglichst vie-
le verschiedene Kommunikationskanäle 
zu nutzen (Mitarbeiterzeitung, regelmä-
ßige Belegschaftsversammlungen, Intra-
net etc.).

Im Fusionsprozess kann jedes Detail ei-
ne gewisse Symbolik entfalten. So soll-
ten zum Beispiel Belegschaftsversamm-
lungen im Turnus an den verschiedenen 
Standorten der neuen Organisation statt-
fi nden und, wenn möglich, zumindest zu 
Beginn der Fusion die „neue“ Geschäfts-
führung im Team auftreten. Wichtig ist 
die abgestimmte Kommunikation zwi-
schen den Fusionspartnern. Nichts ist 
schädlicher für den Fusionsprozess, als 
wenn Mitarbeiter der Fusionspartner ei-
nen unterschiedlichen Kenntnisstand 
haben.

4.3 Integration der verschiedenen 
 Unternehmenskulturen
Unternehmenskultur ist die „Gesamtheit 
von Werten, Normen, Regeln und Glau-
benssätzen, die das Verhalten der Organi-
sationsmitglieder prägt“. 10 Die Ausgestal-
tung der Kultur erfolgt unbewusst und ist 
auch nicht leicht verbal zu beschreiben, 
prägt jedoch die Sichtweise der Mitar-
beiter in hohem Maße. Wenn zwei Orga-
nisationen mit völlig unterschiedlichen 
Kulturen fusionieren, so wird die Zusam-

menarbeit schwieriger verlaufen als bei 
vergleichbaren Kulturen. Auf der ande-
ren Seite ist eine Fusion auch ein geeig-
neter Zeitpunkt, Bestehendes infrage zu 
stellen und eine neue Kultur zu schaff en. 
Die Ausprägung der Unternehmenskultur 
kann man unter anderem an folgenden 
Punkten erkennen:
∙   Entscheidungskompetenzen (dezentral 

versus zentral)
∙   Genereller Führungsstil (autoritär ver-

sus mitarbeiterorientiert)
∙   Kommunikationsstrukturen (informelle 

„auf dem kleinen Dienstweg“ oder Kom-
munikation entlang der Hierarchie)

∙   Kleidung (informell versus formell)
∙   Betriebsklima („Off ene Türen“, „Du-Kul-

tur“, Bereitschaft unter Kollegen, Frei-
zeit zu teilen?) 

Idealerweise steht eine Analyse der Un-
ternehmenskultur, zum Beispiel mit Hil-
fe einer Befragung, 11 am Beginn des Fusi-
onsprozesses. Aus der Beschreibung der 
Ist-Kultur der Fusionspartner lässt sich die 
Soll-Kultur ableiten. Die kontinuierliche 
Wiederholung der Befragung (alle 1–2 Jah-
re) zeigt, inwieweit eine Veränderung der 
Kultur erfolgt.

4.4 Das richtige Tempo anschlagen
Auf der einen Seite ist gerade zu Beginn 
des Fusionsprozesses („100-Tage-Frist“) 

die Chance, Neues zu schaffen, beson-
ders groß. Auf der anderen Seite überfor-
dert ein zu hohes Veränderungstempo die 
Organisation. Ratsam ist es hier, zeitnah 
den (Teil-)Projektplan zu erarbeiten. Dies 
gibt Orientierung und bereitet auf die Ver-
änderungen der Zukunft vor. 

4.5 Personalentwicklung – Mitarbei-
 tern Perspektiven aufzeigen
Fusionen führen in der Regel dazu, dass 
sich Anforderungen an Mitarbeiter ver-
ändern, sei es weil Abläufe sich ändern, 
neue IT-Systeme eingeführt werden oder 
Mitarbeiter eine andere Aufgabe in der 
Organisation übernehmen müssen. Die-
se Punkte sind mitarbeiterindividuell zu 
analysieren und mit geeigneten Maß-
nahmen der Personalentwicklung zu 
begleiten. Hier zeigt sich, dass die Per-
sonalabteilung ein wichtiger Partner in 
Fusionsprojekten ist.

4.6 Den Kunden nicht vergessen
Abschließend sei noch auf einen Punkt 
hingewiesen, der nicht vergessen werden 
sollte. Während eines Fusionsprozesses 
beschäftigt sich eine Organisation not-
wendigerweise in hohem Maße mit sich 
selbst. Dennoch muss und sollte das Ta-
gesgeschäft nicht in Vergessenheit gera-
ten. Die Kunden (also die Versicherten 
und Unternehmer) sollte über die Fusion 
informiert werden, damit sie die Verände-
rungen bei „ihren“ Unfallversicherungs-
trägern nachvollziehen können. Darüber 
hinaus sollte bei der Neuausrichtung der 
Organisation die Kundenorientierung ein 
wichtiges Kriterium darstellen.

5 Leitbild und Strategie – 
 Der Organisation ein Pro� l 
 und eine Richtung geben
Motivation und Identifi kation der Mitar-
beiter mit der neuen Organisation hängen 
unter anderem von Fragen ab, die bei der 

*
10 Stellermann, Fink 2004, S. 142.

11 Stellermann, Fink 2004, S. 145 � .

12 Bandmann, Schmidt 2006, S. 369 � ;
 Hager 2004, S. 121 � .

13 Bandmann, Schmidt 2006, S. 371 � .

14 Horváth & Partners 2004.

Vision/Leitbild

Stärken-Schwächen und Chancen-Risiken-Analyse

Strategische Ziele

Messgrößen

Maßnahmen

Zielvereinbarung

Wo wollen wir langfristig hin?

Wo stehen wir heute?
Wie entwickelt sich unser Umfeld?

Was müssen wir tun, um unsere 
langfristigen Ziele zu erreichen?
Woran erkennen wir, ob wir unsere 
Ziele erreichen?

Wie stellen wir sicher, dass alle 
in die gleiche Richtung rudern?

Abbildung 4: Vom Leitbild zur Zielvereinbarung
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Der letzte Schritt kann mit einer Balan-
ced Scorecard (BSC) dokumentiert wer-
den. Die BSC ist ein Raster zur Struktu-
rierung, Konkretisierung, Messung und 
Umsetzung von strategischen Zielen. 
Neben Finanzzielen werden auch Ziele 
in weiteren Perspektiven, wie zum Bei-
spiel Kunden, Geschäftsprozesse und 
Mitarbeiter, defi niert. Abbildung 3 zeigt 
das Raster einer BSC 14 und einen Auszug 
aus einem möglichen strategischen Ziel-
system eines Sozialversicherungsträgers. 
Bei der Strategieumsetzung wird für je-
des der beschriebenen Ziele mindestens 
eine Messgröße entwickelt und Maßnah-
men zur Erreichung der Zielsetzung ab-
geleitet.

Die Organisationsziele werden im Pro-
zess deutlich. Darüber hinaus können 
durch die klare Formulierung der stra-
tegischen Ziele Maßnahmen abgeleitet 
werden. Weiterhin können die strategi-
schen Ziele der Organisation durch ei-
nen Zielvereinbarungsprozess eine grö-
ßere Verbindlichkeit erlangen und somit 
die Führungskräfte in die Umsetzung der 
Strategie eingebunden werden.

Abbildung 4 stellt den Gesamtzusammen-
hang von der Leitbildentwicklung zur Ziel-
vereinbarung grafi sch dar. ●

Der zweite Teil des Beitrages er-
scheint in der nächsten Ausgabe
des DGUV Forum. Inhaltsübersicht 
des zweiten Teils:
Durch die Fusion entsteht ein neues Un-
ternehmen. Ein Erfolgsfaktor für das Ge-
lingen der Fusion ist es, dieses Unterneh-
men nach der Fusion handlungsfähig zu 
machen. Das Tagesgeschäft muss trotz Fu-
sion erfüllt werden.

Zukünftige Führungsstrukturen müssen 
umgesetzt und Verwaltungsabläufe orga-
nisiert und vereinheitlicht werden. Ziel 
muss es sein, Doppelarbeiten zu vermei-
den, Synergieeff ekte zu nutzen sowie eine 
effi  ziente Ressourcennutzung zu gewähr-
leisten.

Nur wenn die Fusion in einer Projektstruk-
tur mit einem hohen Maß an Professiona-
lität durchgeführt wird, wird sie erfolg-
reich sein.

Leitbild- und Strategieentwicklung geklärt 
werden müssen:
∙   Wofür steht die neue Organisation? Wel-

che Werte verkörpert sie?
∙   Welche langfristigen Ziele verfolgt die 

Organisation?
∙   Wie kann jeder Einzelne zur Erreichung 

der Ziele beitragen?

Das Leitbild ist ein Instrument zur Stif-
tung von Identität in Organisationen. 12

Leitbilder beschreiben das Wertesystem 
einer Organisation und können somit ei-
ne Grundlage zur Gestaltung einer Or-
ganisationskultur sein. Dieser Funktion 
werden sie jedoch nur gerecht, wenn sie 
in einer Organisation gelebt werden. Das 
heißt, mit der Erstellung und Verabschie-
dung des Leitbildes fängt die Arbeit erst 
an, wenn das Leitbild nicht zu einem blo-
ßen „Schubladenkonzept“ verkommen 
soll.

Zur Verankerung von Leitbildern gibt es 
mehrere Möglichkeiten: So kann ein Leit-
bild durch ein Multiplikatorenkonzept in 
den verschiedenen Bereichen der Organi-
sation vorgestellt und diskutiert werden. 
Im Anschluss daran können die Mitarbei-
ter der jeweiligen Bereiche Maßnahmen 
zur Umsetzung des Leitbildes erarbei-
ten, 13 so dass eine große Beteiligung bei 
der Umsetzung des Leitbildes entsteht. 

Eine andere Möglichkeit besteht darin, 
auf der Basis des Leitbildes einen Strate-
gieentwicklungsprozess zu durchlaufen. 
Ein derartiger Prozess kann folgenderma-
ßen aufgebaut sein:
∙   Schritt 1: Leitbild- beziehungsweise Vi-

sionsentwicklung: Welche langfristigen 
Ziele verfolgen wir? Welche Werte ver-
treten wir?

∙   Schritt 2: Stärken-Schwächen und Chan-
cen-Risiken-Analyse: Wo stehen wir 
heute? Wie weit sind wir von den Aus-
sagen des Leitbildes entfernt? Welche 
Entwicklungen im Umfeld können wir 
nutzen, welche Entwicklungen stellen 
ein Risiko für uns dar?

∙   Schritt 3: Strategieentwicklung und 
-konkretisierung: Welche Ziele müssen 
wir uns setzen, um der Vision und dem 
Leitbild gerecht zu werden? Wie messen 
wir die Zielerreichung? Welche Maß-
nahmen müssen wir ergreifen?
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Keine versicherte betriebliche Gemeinscha� sveranstaltung, wenn eine Veranstaltung so geplant ist, dass aufgrund ihrer 
Eigenart und der Einladung von vornherein ersichtlich ist, dass ein nennenswerter Teil der Belegscha�  nicht teilnehmen 
wird (Teilnahme an einer Ballonfahrt für 30 von 110 Beschä� igten).

Streitig war die Anerkennung eines Arbeitsunfalls. Der Klä-
ger hatte sich bei einer von seinem Arbeitgeber organisierten 
Ballonfahrt verletzt, als er bei einer missglückten Landung 
aus dem Korb geschleudert worden war. Das LSG hatte die 
Ballonfahrt als versicherte betriebliche Gemeinschaftsveran-
staltung bewertet und einen Arbeitsunfall bejaht. 

Das BSG hat demgegenüber die Anerkennung eines Arbeits-
unfalls abgelehnt. Die Veranstaltung habe von Anfang an 
nicht allen Betriebsangehörigen off engestanden. Bei einer 
Beschäftigtenzahl von 110 sei nur zirka 30 Personen die Teil-
nahme an der Ballonfahrt angeboten worden. 

Die Argumentation des LSG, das begrenzte Angebot sei hier 
unproblematisch, weil es doch nur einer realistischen Pla-
nung entsprechen würde, von vornherein eine geringere 

Im Streit ist die Gewährung einer Witwenrente, die der beklag-Im Streit ist die Gewährung einer Witwenrente, die der beklag-
te Sozialversicherungsträger wegen Vorliegens einer „Versor-te Sozialversicherungsträger wegen Vorliegens einer „Versor-
gungsehe“ abgelehnt hatte. Die Klägerin hatte den Versicher-gungsehe“ abgelehnt hatte. Die Klägerin hatte den Versicher-
ten, bei dem im April 2003 eine unheilbare Krebserkrankung ten, bei dem im April 2003 eine unheilbare Krebserkrankung 
festgestellt worden war, im Mai 2003 geheiratet. Der Versicher-festgestellt worden war, im Mai 2003 geheiratet. Der Versicher-
te verstarb am 30. Januar 2004, also nach einer Ehedauer von te verstarb am 30. Januar 2004, also nach einer Ehedauer von 
weniger als einem Jahr. Das Landessozialgericht hatte den ab-weniger als einem Jahr. Das Landessozialgericht hatte den ab-
lehnenden Bescheid bestätigt. Insbesondere seien keine Über-lehnenden Bescheid bestätigt. Insbesondere seien keine Über-
legungen hinsichtlich der inneren Motivation der Eheschlie-legungen hinsichtlich der inneren Motivation der Eheschlie-
ßenden anzustellen, weil es nicht Aufgabe der SV-Träger und ßenden anzustellen, weil es nicht Aufgabe der SV-Träger und 
der Gerichte sei, in die Intimsphäre eingreifende Erwägungen der Gerichte sei, in die Intimsphäre eingreifende Erwägungen 
anzustellen. Ermittlungen seien auf die nach außen tretenden anzustellen. Ermittlungen seien auf die nach außen tretenden 
Tatsachen zu beschränken; nur diese seien zu bewerten.Tatsachen zu beschränken; nur diese seien zu bewerten.

Das BSG hat dies anders gesehen. Es komme für die Bewer-Das BSG hat dies anders gesehen. Es komme für die Bewer-
tung nicht allein auf die objektiven, äußeren Umständen, der tung nicht allein auf die objektiven, äußeren Umständen, der 

(Urteil des BSG vom 5 . 5 . 2009 – B 13 R 55/08 R – UV-
Recht Aktuell 018/2009 vom 8 . 10 . 2009, S. 1120–1129)

(Urteil des BSG vom 22 . 9 . 2009 – B 2 U 4/08 R 
– UV-Recht Aktuell 022/2009, S. 1411–1415)

§ Eheschließung an. Es stehe dem Hinterbliebenen frei, seine 
inneren, (höchst-)persönlichen Gründe und die des verstor-
benen Versicherten für die Eheschließung darzulegen. Tue er 
dies in glaubhafter Weise, so seien auch diese persönlichen 
Gründe in die Gesamtbetrachtung einzustellen und zu wür-
digen. Eine Beschränkung auf objektiv nach außen tretende 
Umstände bei der Ermittlung der Beweggründe für die Heirat 
würde in einem solchen Fall die Möglichkeiten des hinter-
bliebenen Ehegatten, die gesetzliche Annahme einer Versor-
gungsehe zu entkräften, in unzulässiger Weise beschneiden. 

Allerdings – so das BSG – sei bei Heirat eines zum Zeitpunkt 
der Eheschließung off enkundig bereits an einer lebensbe-
drohlichen Krankheit leidenden Versicherten in der Regel 
von einer die Hinterbliebenenrente ausschließenden „Versor-
gungsehe“ auszugehen. Auch in einem solchen Fall sei aber 
der Nachweis nicht ausgeschlossen, dass dessen ungeachtet 
(überwiegend oder zumindest gleichwertig) aus anderen als 
aus Versorgungsgründen geheiratet worden sei. 

§ Teilnehmerzahl einzukalkulieren, hat das BSG nicht gelten 
lassen. Zwar nähmen erfahrungsgemäß nicht alle Betriebs-
angehörigen an Gemeinschaftsveranstaltungen teil. Dem Ar-
beitgeber müsse aber an einer Teilnahme möglichst der ge-
samten Belegschaft gelegen sein. Daran fehle es, wenn er die 
Teilnahme an einer Veranstaltung von vornherein nur einem 
Teil der Belegschaft ermögliche. Dies sei gerade auch dann 
der Fall, wenn die Veranstaltung mit Gefahren verbunden sei, 
die erwarten ließen, dass ein nicht unwesentlicher Teil der 
Belegschaft von einer Teilnahme Abstand nehmen werde.

Der Senat betont, unter Bezugnahme auf frühere Entschei-
dungen (zur Veranstaltung eines Fußballturniers), dass es 
für eine versicherte betriebliche Gemeinschaftsveranstaltung 
nicht ausreiche, wenn nur den Beschäftigten einer ausge-
wählten Gruppe die Teilnahme angeboten werde oder zugäng-
lich sei. Die Teilnahme müsse vorab erkennbar grundsätzlich 
allen Beschäftigten des Unternehmens oder der betroff enen 
Abteilung off enstehen und objektiv möglich sein.

Versicherungsschutz

Keine (die Hinterbliebenenrente ausschließende) sogenannte „Versorgungsehe“, wenn die von der Versorgungsabsicht 
verschiedenen Beweggründe beider Ehegatten insgesamt gesehen überwiegen oder zumindest gleichwertig sind.

Hinterbliebenenrente

Kontakt
Dr. Horst Jungfleisch, E-Mail: horst.jungfleisch@dguv.de 
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F O OT W E A R  B E YO N D S A F E T Y

Moderne Facharbeiter wollen mehr als nur Sicherheit an Ihren Füßen. Sie wollen 

einen Schuh, der gut aussieht, bequem ist und die Füße bei der Arbeit fit hält. 

Vor allem Letzteres wissen auch die Arbeitgeber zu schätzen. Deshalb steht bei 

Bata Industrials das Erlebnis des Benutzers im Mittelpunkt. Seine Wünsche und 

Bedürfnisse bestimmen unsere täglichen Bemühungen im Bereich Forschung, 

Entwicklung und Design und spornen uns zu Leistungen an, die die geltenden 

Normen bei Weitem überschreiten. Weiter in Bezug auf die Schutzeigenschaften.

Weiter in Bezug auf den Halt. Und weiter in Hinblick auf Paßform und Tragekomfort. 

Man merkt kaum noch, dass man Sicherheitsschuhe trägt. So steht jeder Schuh von 

Bata Industrials für „Footwear beyond Safety”, ein Versprechen, das bis ins kleinste 

Detail eingehalten wird.
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Sehhilfen für Bildschirmarbeit
Die Broschüre „Sehhilfen am Bildschirm-
arbeitsplatz“ gibt Betrieben Informatio-
nen zur Vorordnung von Bildschirmar-
beitsplätzen.

Die Defi nition und Verordnung von speziel-
len Sehhilfen wie der Bildschirmarbeitsbril-
le hat nach Inkrafttreten der Bildschirmar-
beitsverordnung im Bereich Arbeitsmedizin 
zu Missverständnissen geführt. Mit dieser 
Information über Indikation und Verord-
nungsweg soll eine Hilfestellung für Be-
triebsärzte, Augenärzte und andere betei-
ligte Gruppen vermittelt werden. 

!
 www.vbg.de > Downloads & Medien > 
 Stichwort „Sehhilfen“ eingeben

Gehörschäden vorbeugen
Der Lärmschutz am Arbeitsplatz, die An-
wendung von Gehörschutzmitteln und 
das verantwortungsbewusste Lärmver-
halten in der Freizeit stehen im Fokus der 
zehnseitigen Broschüre „Gehörschäden 
vorbeugen – am Arbeitsplatz und in der 
Freizeit“ von der Berufsgenossenschaft 
Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse 
(BG ETEM). Ob ein Geräusch oder Ton als 
laut oder leise empfunden wird, hängt 
vom Schalldruck ab, gemessen in Dezi-
bel (dB). Die Schmerzgrenze liegt bei 120 
dB. Doch Lärm wirkt sich nicht nur auf 

das Gehör, sondern auf den gesamten Or-
ganismus aus. Lärmstress, zum Beispiel 
durch Verkehrslärm, beeinträchtigt das 
subjektive Wohlbefi nden und die Lebens-
qualität. Mögliche langfristige Folgen 
können Bluthochdruck, Magen-Darm-Er-
krankungen und Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen bis hin zum Herzinfarkt sein.

!
 www.bgetem.de > Hauptverwaltung > 
 Medien > Bestellnummer T 014

Wenn der Druck zu groß wird
Psychische Belastungen am Arbeitsplatz sollte man 
nicht auf die leichte Schulter nehmen. Sie können 
die Gesundheit der Beschäftigten schwerwiegend 
beeinträchtigen. Mit diesem Thema beschäftigt sich 
die Berufsgenossenschaft für Wohlfahrtsdienst und 
Gesundheitspfl ege (BGW) in der aktuellen Ausgabe 
der „BGW mitteilungen“. Das Titelthema befasst sich 
eingehend mit den Fragen, wie psychische Belastun-
gen entstehen, wie Betroff ene selber die Stressspirale 
durchbrechen können, welche Handlungsmöglichkei-
ten die Unternehmen haben und wie man überhaupt 
psychische Belastungen erkennen kann. Zudem zeigt 
der Text Lösungswege und gibt konkrete Tipps für die 
persönliche Stressabwehr.

!
 www.bgw-online.de > BGW mitteilungen > Aktuelle
 Ausgabe > Titelthema
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SPERIAN PROTECTION Deutschland GmbH & Co. KG
Postfach 11 11 65 – D-23521 Lübeck
Tel.: +49(0)451/70274-0
Fax: +49(0)451/798058
infogermany@sperianprotection.com
www.sperianprotection.eu

„Eine Arbeitsschutzbrille im neuesten modischen Design trägt 
man einfach gerne. Für mich die schönste Art, die Sicherheits-
bestimmungen einzuhalten.“ Britta, Montagetechnikerin
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Kostenloses 
Probeheft  bestellen!

DGUV Forum ist das offi  zielle Fachorgan 
der Deutschen Gesetzlichen Unfallver-
sicherung (DGUV). DGUV Forum bietet 
Ihnen Berichte, Fakten und Meinungen 
zu den Themen der gesetzlichen Unfall-
versicherung.

Nutzen Sie die Informationen aus erster 
Hand für Ihren beruflichen Alltag. 

Jahresabonnement · 10 Ausgaben 
– davon 2 Doppelausgaben 1/2 und 7/8 
Umfang · 44 Seiten (Doppelnummer 68 
Seiten)
Format · DIN A4 
Preis · 96,00 Euro zuzüglich 14,00 Euro 
Versand

Fordern Sie jetzt Ihr kostenloses 
Probeheft  an!

Forum
Die Fachzeitschrift  für 
Prävention, Rehabilitation 
und Entschädigung

!
 Die Zeitschrift  ist zu bestellen bei · 
 Universum Verlag, 
 Postfach, 65175 Wiesbaden 
 Info-Telefon · 0611/9030 - 501 
 Bestell-Fax · 0611/9030 - 181   
 E-Mail · vertrieb@universum.de 
 Bestellinfos im Internet unter · 
 www.universum.de / shop
 www.dguv-forum.de
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